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Der amp die Wiıedererrichtung der Katholischen Volksschule
In arste Von 94h HIS 958 Fın demokratisches | ehrstück?

Einleitung

Dıie nachfolgende Arbeit beschaftigt siıch mıt der Auseinandersetzung ZWI1-
schen Kirche und Staat den »richtigen (L In der Schulfrage Be1-
spiel einer einzelnen Volksschule. Es geht grundlegend den Sınn VO  e

Schule überhaupt, letztlich die Sinnfrage des Lebens. Dieser Kampf hat
über 13 Jahre gedauert und damıt langer als das »Tausendjahrige Reich«
überhaupt exıistlert hat

Der Streıit wurde mıt padagogischen, politischen und finanziellen Argu-
menten, mıt der Gewichtung VO  - Abstimmungsergebnissen, VOL allem
aber mıt der Darstellung VO  = Rechtspositionen geführt. Es en Kampf

Meınungen und Herzen; der VO  — der Kanzel, mıt Flugblättern, In der
Presse, durch Leserbriefe bestritten wurde. Im Bereich der Verwaltung
folgte auf Antrage, Verfügungen und Erlasse Beschwerden und Widersprü-
che schlieflich ein JCcuUuES Schulgesetz. DiIie juristische Ebene fand VOL dem
Verwaltungsgericht mıt Klagen, Einsprüchen, Vertagungen, Rück-
nahme VO  a Klagen, Einstellung des Verfahrens.
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Reın formal stand die rage ach der »padagogischen Ausrichtung« der
Schule ZUET: Diskussion: Gemeinschaftsschule oder Bekenntnisschule.
Sarstedt (als ehemals preufisches Gebiet) hatte tradıtionell WEeIl Schu-
len ine evangelische und Ine katholische Volksschule. Die evangelische
Volksschule hatte etwa reimal viele Schülerinnen und Schüler W1e
die katholische und aufßserdem ine »gehobene Abteilung« (Realschule)
SOWIE 1Ne Hılfsschulklasse (Förderschule). Die Nationalsozialisten hatten
beide Schulen 1939 wiıderrechtlich entkonfessionalisiert und aufßserdem
Ine Geschlechtertrennung vollzogen. Die Kirchen kampften nach 1egsS-
ende Wiedergutmachung und »Rückgabe der Schulen«. Erschwert
wurde diese Forderung durch ine groise Zahl VO  2n Flüchtlingen, die eın
Anschwellen der Schülerschaft (allerdings auf beiden konfessionellen Selten
etwa gleichmafßig) auslöste.

Inhaltlich ging In diesem Rıngen aber mehr: Die Kirchen haben In
ihrem Selbstverständnis den Auftrag, die Menschen Z »ewıgen Heil«
führen; dazu bedarf der tatıgen Liebe und des aktiven Glaubens. Damıt
ein Christ ein Leben nach dem Glauben führen kann, benötigt Unter-
welsung, Vorbilder und Mıtstreıter. In der klassıschen kiırchlichen Lehre
hatte siıch dafür das Dreieck VO  — Famiuılıe, Kirche und Schule als außerst
sinnvoll erwlesen. Was In der Taufe und In den Katechesen den anderen
Sakramenten grundgelegt wiırd, können Famiıilie und Schule durch Vorbild
und Reflexion begleiten. DIe konfessionelle Schule WAar eın Lebensraum des
Glaubens: Kreuze und relig1öse Bilder den Wanden, das gemeinsame
orgen- und Abschlussgebet, die Mitfeier kirchlicher Feste, das Einuüuben
religiOser Lieder eın Naährboden, auf dem Glauben gedeihen konnte.

Der Staat der Moderne 1st nıcht 1L1UL konfessionell neutral, für ıhn 1st Reli-
g10N überhaupt 1m besten Falle » Privatsache«. Ideologien VO  H3 »rechts« und
»Jlinks« des Jahrhunderts bekämpften alle Formen relig1ösen Seins, weıl
aus ihrer Sıcht der Mensch und nıcht irgendein (3Ott im Mittelpunkt steht
Dıie Qualität der formalen Bildung steht eindeutig iım Mittelpunkt.

Das Deutschland der Nachkriegszeit W ar War VO Schock der natıonal-
sozlialıstischen Katastrophe aufgerüttelt, ennoch haben natuürlich viele
Menschen ihre politischen und moralischen Grundpositionen beibehalten.

Di1ie mehrheitliche Meınung 1m Sarstedter Stadtrat Wal, dass Schule ohne
konfessionelle Bindung besser organıslieren SCe1 als In einer Bekenntnis-



schule. DiIe Klassen könnten kleiner gehalten werden, nach Jahrgaängen und
Geschlecht reNNL, die Lehrer könnten sich weiıl die chulen gröfser
sind leichter ach studierten Fächern spezlalisieren und damıt wurde der
Unterricht automatisch besser werden. Vor allem aber wuürde der egen-
Satz der Konfessionen 1im gemeınsamen Klassenraum sehr schnell relatı-
viert werden, W dAs$s letztlich der Gemeinschaft der Menschen zugutekaäme.

Unabhängig VO Ausgang dieser Auseinandersetzungen: Bedrückend
erscheinen in der Jungen Demokratie die Formen des Kampftes: Hinhalten
und immer wieder hinhalten, juristische Tricks, sıch nıcht für zustandıg
erklären, Abstimmungen als nicht demokratisch hinstellen, Zahlen anZwe!Il-
feln.

Der Kampf der SPD-Fraktion und der ihr nahestehenden Parteien wurde
auf Kreıls- und Landesebene stark unterstutzt. Das TICHE Niedersächsische
Schulgesetz VO  e 1954 löste das alte (preufsische) Volksschulunterhaltungs-
gESETZ VO  S 1906 ab Dıie christliche Gemeinschaftsschule wurde Regel-
schule, die Bekenntnisschule Antragsschule. S1e W ar stark Auflagen
gebunden. Viele kleine Kontessionsschulen wurden entkonfessionalisiert.
Sarstedt ehielt beide Gemeinschaftsvolksschulen. Miıt der Abschaffung
der Volksschule 1im Jahre 1974 W al auch das Attribut »christlich« obsolet
geworden.

Di1e Zeıt 1st fast Jahre nach diesen Auseinandersetzungen über die
Probleme scheinbar hinweggegangen. Wır leben In eiıner offenen Gesell-
schaft, der ökumenische Umgang 1st selbstverständlich geworden. Aber die
Grundfrage Luthers »W1e werde ich VOT (Söft gerecht?« 1st für Gläubige
geblieben. Fur andere stellt sich die Sinnfrage In anderen Kontexten.

DIie Stunde » Nulle: Untergang und Neubegınn des staatlıchen
und gesellschaftlichen Lebens

Am Maı 1945 hatte Nazı-Deutschland ach über Jahren Krıeg kapıtu-
liert. Das »Drıitte Reich« Wlr Geschichte. Deutschland W ar eın Irummer-
feld buchstäblich nach den schweren Luftangriffen der Allıierten auf die
deutschen Stadte und den Kriegseinwirkungen bei der Besetzung Deutsch-
lands und im übertragenen Sınne in ideologischer Hınsicht (Herrschaft der
NS$-Ideologie, Bekämpfung und Ausrottung der uden), gesellschaftlicher
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Verfassung Kriegsgefangene, Zwangsarbeiter, Evakuierte, Flüchtlinge und
Vertriebene), wirtschaftlicher Infrastruktur (Zerstörung elInes Großteils der
Industrien, vieler mittelstandischer Unternehmen, der Verkehrsverbindun-
gen) und politischer Kultur Zerstörung der Parteienlandschaft, Verfol-
SUNS VO  m Kommunisten und bekennenden Christen). Das Datum markiert
die Stunde »Null« ın Deutschland und damıt auch In Niedersachsen und
Sarstedt.

In mehreren Konferenzen hatten die Alliierten bereits im Vorteld die
Aufteilung Deutschlands In Besatzungszonen und die dann erfolgen-
den Mafnahmen und Ziele festgelegt: Demilitarisierung, Denazifizie-
LUNg, Dezentralisierung und Demokratisierung. DIe Brıten erhielten SAll1Z
Nordwestdeutschland (heutige Bundesländer Nıedersachsen, Schleswig-
Holstein, Nordrhein-Westfalen und Hamburg) außer Bremen und Bremer-
haven (USÄA) SOWIeE einen Sektor In Westberlin als hre Besatzungszone.
Dies War nıcht L1UL aufgrund der geographischen ahe sSinnvoll, sondern
erinnerte auch die einstige Personalunion zwischen Gro({fsbritannien und
dem Kurfürstentum Königreich Hannover (1714-1837)

Als oröfste Kolonialmacht des 19 und Jahrhunderts verfügte Gro(sbri-
tannıen über reichliche Erfahrungen 1im Umgang mıt besetzten Ländern.
Deswegen versuchten die Brıten nach dem Ende der Kampfhandlungen
schnellstmöglich die Wırtschaft wieder Z Funktionieren bringen, INS-
tallierten ine Verwaltung, die sıch den bisherigen Verwaltungsstruk-
uren und —gICHNZCNHN orlentierte (Z.B Einrichtung VO  e Bezirksregierungen
ın der »Regıon Hannover«) und betrieben einen raschen Rückzug Aaus der
direkten Einwirkung auf das politische Leben Wiährend unmıittelbar nach
Kriegsende In den Stadten und Landkreisen möglıchst unbelastete Person-
lichkeiten als Verwaltungschefs und Burgermelister eingesetzt worden sind,
wurden bereits im September 1945 (Verordnung Nr. 12) auf Regionalebene
Parteien zugelassen, im Dezember wurden landesweit demokratische Par-
telen lizensiert. Parallel dazu wurden 1im Herbst 1945 Gemeinde- und Stadt-
rate und ab Dezember Landtage eingesetzt. D1ie erste Kommunalwahl fand

JE September 1946

Am November 1946 wurde das Land Niedersachsen aus der preufischen
Provınz Hannover und den Ländern Braunschweig, Oldenburg und Schau-
burg-Lippe gebildet (Verordnung Nr. 55) Unter der Führung VO  3 Hinrich
Wılhelm Kopf trat 22 November 1946 Ine Allparteienregierung ihr



Amt Am Dezember 1946 wurde der erstie nıedersachsische Landtag
EINANNT, die freie Landtagswahl erfolgte April 1947.

In arstedt hatte der Krıeg vergleichsweise eringe Spuren hinterlassen. DIe
Amerikaner hatten 78 Aprıil nach einem etzten Scharmützel die Stadt
eingenommen. Friedrich Nıemann, selt 1933 gewahlter Sarstedter urger-
meIlster A4aUus Hannover-Linden und selbstverständlich Parteigenosse, durfte
die Amtsgeschäfte bıs ZAH 16 April fortführen. DiIe erste Sıtzung des VO

den Brıten eingesetzten Gemeinderates fand I5 Dezember 1945
Wıe überall 1n Niedersachsen wurde auch ın Sarstedt 15 Juni 1946 eın
(semeıinderat In freier W.hl ermiuttelt. War VO  w Dezember 1945 hıs Septem-
ber 1946 August (sabel der VO  - der Besatzungsmacht eingesetzte (Gseme1ln-
deratsvorsitzende, hıefis der erste demokratisch gewahlte Burgermeıister
Franz Muschiol (SPD) Der ebenfalls zunaäachst VO  — den Brıten eingesetzte
Stadtdirektor Ernst Kerkmann wurde In eliner W.hl August 194 /
In seinem Amt bestätigt. DiIe Burgermeıister wechselten ın rascher Folge
ÖOtto (;otff Jun., Karl Weber sen.) bis im Herbst 1956 Willı Meckeler für
lange Jahre das Amt uübernahm.?

In Sarstedt gab WIE fast überall in Preufsen eın konfessionelles Volks-
schulwesen. DiIe katholischen Sarstedter Kinder besuchten 1im IS Jahrhun-
dert die konfessionelle Volksschule in Ruthe hıs S1Ee 1596 einen eigenen
zweiklassigen Schulbau neben der heutigen Heilig-Geist-Kirche die aller-
dings erst 1915 geweılht worden war) erhielten. Gingen anfangs noch
Kinder ın die Schule, stieg diese Zahl bereits 1im Jahr 1905 auf ED und bıs
1908 auf 195 Schülerinnen und Schüler. Aufgrund des preufischen
Volksschulunterhaltungsgesetzes (VUG)? VO  . 1906 übernahm die Stadt
arstedt die Schultraägerschaft der Schule, die bis dahın VO  3 einem eıgenen
Schulverband unterhalten wurde, und erwelıterte das Gebäude ZWe!l
weıtere Klassenzimmer. Das Volksschulwesen wurde staatlich etragen,
blieb aber konfessionell ausgerichtet $ VUG)

ach der Machtübernahme Adaolf Hıiıtlers Januar 1935 GtZTIEN die
Nationalsozialisten alles daran, niıcht L1UL die anderen Parteıen auszuschal-
ten und alle gesellschaftlichen Vereinigungen gleichzuschalten (Arbeitge-
berverbände, Gewerkschaften, Sportvereine ete.),; sondern VOTLT allem auch
den Einfluss der Kirchen zurückzudrängen, Sanz besonders 1im Bereich
des Schulwesens. DiIies wurde bei den kirchlichen Vereinen durch das
Verbot der Doppelmitgliedschaften (bei Jugendvereinen, Arbeiter- und
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Gesellenvereinen) miıt begrenztem Erfolg erreicht, in der Schule aber
zunachst durch das Verbot, dass die Geistlichen selt 1937 keinen Relig1-
onsunterricht mehr erteilen durften, spater dann durch die sukzessive
Aufhebung der Konfessionsschulen hıs spatestens 1942 allen
rechtlichen Bestimmungen, die entweder aufßer Kraft SESETZL oder einfach
umınterpretiert wurden. DIe konfessionellen Volksschulen Sarstedts bufsten
1939 ihren kirchlichen Charakter CIn Dıie katholische Volksschule Sarstedt
wurde In 1ine Maädchenschule, die evangelische Volksschule mıt gehobe-
83198 Abteilung) neben der Nicolaikirche in ine Jungenschule umgewandelt.
Die Irennung der Geschlechter entsprach der Ideologie der und
W ar eın Herzensanliegen des Sarstedter Burgermeıisters Nıemann.

Bemühungen der Katholischen Kırche
dıe Wiıederherstellung der Bekenntnisschulen

Bereılts im Junı 1945 hatte sıch die Westdeutsche Bischofskonferenz in Wer|
ausführlich mıt der konfessionellen Schulfrage beschäftigt. S1e verfasste im
Anschluss die Jagung einen gemeiınsamen Hirtenbrief, in welchem S1E
sich deutlich für die Erneuerung der Bekenntnisschule aussprach. Dieses
Anliegen unterstutzte auch aps Pıus C (1939-1958) Der Kölner Erz-
ischof Josef Frings wandte siıch den Oberbefehlshaber der britischen
Besatzungstruppen Feldmarschall Bernard Law Montgomery und for-
derte die Wiederherstellung der Weıiımarer Schulverhältnisse.5

Auch der Hildesheimer Bischof Dr. Joseph Godehard Machens (1934-1956),
der waährend des »Drıitten Reiches« einer der SaAallZ grofßen Verteidiger des
christlichen Glaubens War (er erhielt 1956 den persönlichen Titel elines Erz-
bischofs und wurde 1im selben Jahr mıt der Verleihung des Grofßen Ver-
dienstkreuzes mıt Stern VO  — der Bundesrepublik Deutschland geehrt), eNTt-

altete unmittelbar nach Ende des Jeges ine Vielzahl VO  e Aktivitäten
ZUTLC Wiederherstellung der Bekenntnisschulen und einer Erneuerung der
Padagogik 1im christlichen Sinne. In Gespraächen mıt Amtskollegen, mıt
wichtigen Persönlichkeiten der britischen Besatzungsmacht und mıt deut-
schen Stellen versuchte Einfluss auf die Gestaltung des Schulwesens
gewinnen, wobei ihm besonders wichtig WAal, dass auch Personen mıt
christlichem Hintergrund einflussreichen Schaltstellen des Kultusappa-
Frates tatıg wurden.®
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ÄBB Josepn odenar! Machens 11886—1956)
Ischof VON Hıldesheim

Unmittelbar nach Kriegsende Maı 1945 forderten Bischof Machens
und Landessuperintendent Detering in einem gemeınsamen Schreiben (!)

den Regierungspräsidenten VO  . Hildesheim, dass LU solche Perso-
TiEeN für die Neugestaltung der Schulverwaltung 1im Regierungsbezirk
Hıldesheim mMıt Amtern betraut werden dürften, die das Vertrauen der
christlichen Bevölkerung beider Konfessionen verdienten.7
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Am Junı desselben Jahres verfasste Machens selinen ersten Hirtenbrief der
Nachkriegszeıt. Dieser Hiırtenbrief 1st deshalb VO  . besonderer Bedeutung,
weıl zeigt, WI1e sechr dem Bischof VO  5 Hıldesheim die relig10se Erziehung
der Jugend Herzen lag Zur Ilustration der Aufgabe waählte das Bild
eines zusammengebrochenen FHauses, das HG errichtet werden L11USS Er

pladierte für ine umfassend NECUC Padagogik (besonders auch für die Neu-

gestaltung der Fächer Deutsch, Biologie und Geschichte), die sich den
sıttlichen Ansprüchen des Christentums Orlentieren sollte. Das Ende des
Schreibens gipfelte In dem Appell nach Wiedereinführung der Bekenntnis-
schule.® »|JDer Stellenwert dieses Hırtenwortes wurde durch die Tatsache
erhöht, dass im Anschluss die Verlesung eın Referendum stattfand, iIne
erstie Willensbekundung nach dem Ende des totalıtaren Regimes.«? Neben
einer offenen Abstimmung ın den Kirchen erfolgten Unterschriftensamm-
lungen.

Pastor Herbert Hoöbbel hatte ıIn einem Schreiben Julı 1945 das Bischöf-
liıche Generalvikariat in Hıldesheim (BGV) das Ergebnis dieser Abstim-
MUNSCH für die Heilig-Geist-Gemeinde mitgeteilt: 559 Personen hatten 1n
der Abstimmung ın der Kirche für die Wiedereinführung der Katholischen
Schule gestimmt, bei der schriftlichen Abstimmung hatten sich 91 W.ahl-
berechtigte mıt Yır minderjahrigen Kindern dafür entschieden. Dıi1e Liste
mıt den Unterschriften lag dem Schreiben bei.1°

Ebenfalls auf den 5y Junı datiert, rachte das BG  e iıne Instruktion heraus,
die neben der Bekenntnisschule auch auf eine Wiederherstellung der kon-
fessionellen Lehrerbildung zielte. Das BG  e bat diejenigen Pfarrer, ın deren
Pfarrei Ine Bezirksregierung oder ıne andere wichtige schulische Behörde
lag, siıch mıt deutschen und englischen Behörden In Verbindung SCIZCH,

kirchliche Schul-Wünsche nzumelden. In Orten, denen katholische
Schulen bestanden, sollten mıt den lokalen Behörden »Vorverhandlungen«
aufgenommen werden.!

DIie Haltung der evangelischen Landeskırche Hannover ZUT

Schulfrage In der Nachkriegszeiıt

Aufgrund der landeskirchlichen Gliederung der Evangelischen Kırche ın
Deutschland gab in Fragen der Wiedereinführung der Bekenntnisschule
bei der protestantischen Kirche durchaus unterschiedliche Auffassungen.



Neben der bereits erwähnten Eingabe VO Maı 1945, die VO  S, beiden
kirchlichen Reprasentanten unterzeichnet N, informierte das Landes-
kırchenamt Junı 1945 die Alllierte Militarverwaltung in Hannover
MC} ihrer Auffassung, dass der konfessionelle Charakter des Volksschul-
WEeESCIIS wiederherzustellen se1.12

Am 25 Julı 1945 formulierten die Bischöfe beider Kirchen Landesbischof
Marahrens und Bischof Machens in einem den Oberpräsidenten
gerichteten Schreiben iıhre Wuünsche bezüglich der konfessionellen Giliede-
Iuns des Schulsystems mıt folgenden Argumenten:

»das geltende Recht gehe LLUTL VO  . Bekenntnisschulen AdUs,
die prinzipielle Forderung ach Konfessionsschulen se1 nıemals aufgege-
ben worden,
die konfessionellen Schulen hatten Ine jahrhundertealte Tradition,
S1E verkörperten den Wıillen der Mehrheit der Erziehungsberechtigten
und ausschliefslich die Bekenntnisschule biete die einheitliche Erziehung,
S1e ‚vermuttelt in allen Zeıitirrtumern die Wahrheit:« und gebe ‚Grundsätze
für eın sıttlich hochwertiges Leben««.B

Allerdings dıie Forderungen der Evangelischen Kirche nıe kom-
promisslos, WI1e die VO  3 Machens. Das Landeskirchenamt raumte e1ın, dass
die schwierige Raumfrage und mögliche langere Schulwege für ine be-

grenzte Zeeit dazu führen könnten, dass siıch die Evangelische Kirche auch
mıt konfesssionsunabhängigen Einschulungen ın einzelnen Orten einver-
standen erklären wurde. Großere Probleme sah die Kirche jedoch in der
Gewmnung VO  3 Lehrkräften, da eın Großiteil der evangelischen Lehrerin-
NnNenNn und Lehrer die Autoritat der Kirche 1n Schulfragen niıcht anerkannte.**

ber auch die Rivalıtäat zwischen den Konfessionen W ar durchaus eın
Antriebsmotiv der Evangelischen Kirche. »Sollte irgendeiner ine
Schule ihres Bekenntnisses zugestanden werden, musste darauf bestanden
werden, dass auch alsbald evangelische Schulen hergestellt werden.«5

Insgesamt jedoch bezog die evangelische Landeskirche Hannover in den
Jahren nach dem Krıeg bei aller Pluralıität innerhalb der eigenen Kirche ine
klare Posıtion für die Bekenntnisschule.
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Die olle der besatzungsmacht

DIie Brıten standen den Wuünschen der Kirchen durchaus offen gegenüber,
zumal S1Ee mıiıt Genugtuung feststellten, »dass sıch die Zahl der Kirchgänger
erhöht habe Darın sahen S1e zweiıfellos eın Indiz für die Abkehr VO Natı-
onalsozialismus, und konnte die wohlwollende Behandlung kirchlicher
Wuünsche als Mittel ZUFLC Entnazifizierung verstanden werden.«1© Gleichwohl

naturlich die ex1istenziellen Fragen der Lehrmittelversorgung und
des Wohnraums für die Besatzungsmaächte ungleich wichtiger und drän-
gender. Aber der grundsatzlich aufgeschlossenen Haltung der Brıten
in der Schulfrage gegenüber den Kirchen, standen die Besatzungsmaächte
diesen Wuünschen eher abwartend gegenüber und wollten eın Votum VO  &9

demokratisch gewäahlten Gremien haben bzw. die Entscheidung über eın
Konfessionsschulwesen grundsatzlıch den Eltern überlassen.

Am November 1945 hatten die Alliierten ine Übereinkunft AT

Bekenntnisschule getroffen. Unter Berücksichtigung der regional unter-

schiedlichen und tradıtionell bestimmten Gegebenheiten SOWIeE des Eltern-
wunsches sollten vorlaufige Regelungen erfolgen.!7 Bereıts ZzweIl Monate
spater B Januar 1946 erlie{s die englische Besatzungsmacht die
Erziehungsanordnung Nr. die deutschen Behörden?!® (Educational Ins-
truktion (German Authorities No BIGA 1), die 1Ine Elternbefragung
1n den Stadten der britischen Zone verfügte, in denen VOL der Machtüber-
nahme der Nationalsozialisten Konfessionsschulen bestanden hatten. DiI1e
Erziehungsberechtigten konnten In dieser Befragung ihren Wunsch nach
eliner Bekenntnisschule Ausdruck verleihen. ıIne endgültige Entscheidung
bedeutete das Referendum jedoch nicht, denn diese sollte eliner reprasenta-
t1ven deutschen Regierung überlassen bleiben.??

DiIiese Abstimmung WAar wesentlich differenzierter als die VO Sommer
1945 Jetzt konnte 1Ur abstimmen, wer Februar 1946 wenıgstens

Monate Orte ansassıg Wrlr und schulpflichtige Kinder zwischen und
8 Jahren bei siıch wohnen hatte für die auch nach deutschem Recht die
relig10se Erziehung estimmen konnte. Wer 1INne solche Erklärung nıcht
abgab, hatte damıt automatisch für die Gemeinschaftsschule gestimmt.*°

Dıi1e eigene Recherche des Katholikenausschusses (Vorläaufer des Pfarr-
gemeinderates), der keinen Einblick In das offizielle Endergebnis des
Votums VO  - der Gemeinde erhielt, über das Resultat dieser Abstimmung



sah WI1e€e folgt aus Von K7Z Erziehungsberechtigten ın Sarstedt stiımmten
161 für die Wiedereinführung der Konfessionsschule, ın Barnten stimmten
alle 16 Erziehungsberechtigten für die Wiedereinführung, In Giften stimm-
ten alle Erziehungsberechtigten für die Wiedereinführung, In Gödringen
stimmten VO  S Erziehungsberechtigten für die Wiedereinführung.*!

Dıie er ase der Auseinandersetzungen
ZUT Bekenntnisschul In arste 1946)

Dıie Elternbefragung auf Anordnung der Milıtarregierung löste auf Se1l-
ten der deutschen Behörden umfangreiche und teıls hektische Aktivitä-
ten aus In einem Schreiben VO Marz 1946 forderte Oberkreisdirektor
Dr. Buerstedde die Burgermelister der Kreise Hıldesheim und Marienburg
auf, die Fragebögen unftfer Einhaltung der (knappen) Fristen dem Landkreis
zuzuleiten und dabei die Fragen nach Anzahl der Kinder, die das EHtSPIE-
chende Alter hatten, die Zahl derjenigen Kinder, für die der Wunsch nach
Einrichtung einer Konfessionsschule nach den beiden Konfes-
sionen ausgesprochen se1l SOWIE die Restzahl derjenigen Kinder, für die
das nıcht geschehen sel, beantworten.?? In einem zweıten Schriftsatz
mıt demselben Datum informierte Dr. Buerstedde die Burgermeıister der
Landkreise, dass »die Militärregierung der Errichtung VO  . konfessionellen
Volksschulen angeordnet« habe.23 DiIe Stadtverwaltung Sarstedt antwortfete

mıt Schreiben VO Z2 Marz unter HınweIls arauf, dass über die Anzahl
der ausgegebenen Fragebögen keine Kontrolle bestünde, »weıl die Pfarram-
fer beider Konfessionen siıch selbst VO  - der Druckerei In Ottbergen rage-
bögen besorgt und S1e die Eltern ausgegeben“« häatten.*4

Und L11U.  a erfolgte eın grofßses Verwirrspiel VO  - unterschiedlichen Zahlen
verschiedenen Zeitpunkten und In verschiedenen Dokumenten. Dıi1e

Stadtverwaltung Sarstedt annte als Gesamtzahl der ın rage kommenden
Schülerinnen und Schüler ö35 ach Angabe der Schulleiter selen VO  3 341
zurückgegebenen Fragebögen 339 für konfessionelle Schulen eingetreten
(160 katholisch, E/9 evangelisch). Am Rande des mıt Maschine geschriebe-
NenNn lextes steht die handschriftlich vermerkte Zahl »653«_7-5

In der grofsen statistischen Übersicht, die die Kreisverwaltung Marz
1946 den Regierungspräsidenten ın Hıldesheim schickte, tauchen teil-
wWwelse andere Zahlen auf. Dort steht Sarstedt als EersSie VO  = Ortschaften
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des relses Hıldesheim Land MIt folgenden Angaben VO  z den ö35 Schür-
lern INSsgesamMt hätten siıch 246 Erziehungsberechtigte für 1INeEe evangelische
und DD für 1INeE katholische Schule ausgesprochen 265 betroffene Eltern
hatten sıch nıcht geaufßert

Kurze Zeıt Sspater (am Maı) gab auf Wunsch der Militärregierung 111C

Weltere Abfrage der Zahlen durch die Kreisverwaltung nunmehr betrug
die Zahl der Eltern, die konfessionelle Schulen wünschten, 341 die Zahl
der Eltern, die nıcht abgestimmt haben 312 26

Inwıewelılt diese divergierenden Zahlen dem grofisen Flüchtlingsstrom
geschuldet und ob die hohe Zahl der Nıichtwähler (die Salız über-
wiegend der evangelischen Konfession angehörten) schwierigen
Kommunikationslage zugeordnet werden INUSS, soll dieser Stelle offen-
leiben

Jedenfalls bleibt als Ergebnis festzuhalten dass aufgrund der Intervention
der Militärregierung, der Umsetzung dieser Direktive durch den preudfsi-
schen Oberpräsidenten, der Bezirksregierung und dem Abstimmungsver-



AÄABB Katholische Volksschule Sarstedt

halten der Erziehungsberechtigten im Jahr 1946 ım Kreıs Hıldesheim-Land
E katholische und evangelischen Volksschulen, im Kreıs Marienburg

katholische un: Z evangelische Volksschulen eingerichtet wurden.
Sarstedt WAar iıne VO  z HEURN Gemeinden des Landkreises Hildesheim, die
weiıterhin eine Simultanschule führten Dıie Vokabel »Simultanschule« War

der bisher benutzte Begriff, Schulen mıt evangelischen un katholi-
schen Kindern VO  = Bekenntnisschulen unterscheiden. In einem Brief der
Militarregierung VO April 1946 Regierungsdirektor Dr. Rıchard Braüll
wurde eın Ausdruck der ın der Nachkriegszeit aufkam für diese
Schulen verwendet: >Christliche Gemeinschaftsschulen«.27

Wiährend für alle anderen Schulen des Landkreises Hildesheim die Zuord-
NUung ZUrL Simultanschule oder Bekenntnisschule aufgrund der
Zahlenverhältnisse und / oder aufgrund der raumlichen Verhältnisse relativ
eindeutig W: gab Zwe!l Orte 1im Landkreis Hildesheim, die sich dieser
klaren Rationalıtat Himmelsthür und Sarstedt. In Himmelsthür
konnte die bis 1940 bestandene Bekenntnisschule nıcht wiedereingeführt
werden, weıl das Gebäude durch Kriegseinwirkungen zerstort worden
Zum Thema Sarstedt schrieb der zustandıge Schulrat Schlüter (seıt dem
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Januar 1946 Nachfolger VO  - Rudolf Strecker) In seinem Bericht die
Milıtarregierung in Hıldesheim VO Juli 1946 » In Sarstedt 1St für den
kath(olischen) Volksteil die kontfessionelle Schule eindeutig gegeben, zumal
dort 1Ine kath(olische) Schule bestanden hat und die Gebäude vorhanden
Sind. Schwieriger liegen die Verhältnisse für den evang(elischen) Volksteil
ach dem Abstimmungsergebnis VO Z Marz 1946 haben siıch L1UTL 246
für ine evang(elische) Schule ausgesprochen. Be1l 366 Stimmenthaltungen

die nach dem Zahlenergebnis fast ausschliefslich auf den evang(elischen)
Volksteil fallen 1st Jer auch die Beibehaltung eliner Schule in der jetzıgen
Form notwendig. Vielleicht kann ine Verhandlung mıt den mafisgebenden
Stellen ler ine Klärung un Vereinfachung bringen.«?

Um ine einheitliche Umsetzung der Abstimmungsergebnisse In He

errichtende Bekenntnisschulen In der preufßischen Provınz Hannover
gewährleisten, gab die Abteilung für Wiıssenschaft, Kunst und Volksbildung
(ab Dezember 1946 »Niedersächsisches Kultusministerium«) mıt Datum
VO Jun1ı 1946 einen Erlass heraus, der noch einmal die »(Grundsätze«
für die Einrichtung VO  e Bekenntnisschulen benannte. In seiner Einleitung
WIes der Erlass darauf hıin, dass die »durch Verwaltungsmafßsnahmen der
natiıonalsozialistischen Zeıt VOTrTgClNOMMECN Schaffung VO  a Gemeinschafts-
schulen in der überwiegenden Mehrzahl aller Fälle der rechtlichen
Grundlage«*9 entbehrt habe Die Bekenntnisschule SE1 nach dem ursprung-
iıch In Hannover bestehenden Rechtszustand die Regelschule SCWCESCHH,
wahrend die Siımultanschule 1LUFr ın Ausnahmeftallen bestanden hätte Jrotz-
dem gabe aufgrund der eingereichten Berichte ZzweIl Gründe, die einer
eın formalen Durchführung der Wiıedererrichtung VO Bekenntnisschulen

stunden: » )as sınd ETISTENS das erzieherische Bedenken, dass die
Einrichtung VO  = mehreren e1In- oder wenigklassigen Schulen anstelle einer
mehrklassigen Schule erfahrungsgemafs eın Absinken des Erziıehungsstan-
des bewirkt, und zweıltens SallzZ erhebliche finanzielle Bedenken«, die weder
Staat noch Kommunen YARER Zeıt übersehen könnten und die deshalb einer
Umwandlung VO  ' Schulen stehen könnten. Dann folgen sıeben
Punkte, WI1e konkret mıt den Ergebnissen der Befragung INSCSANSCH WCI -

den solle.3° Fur Sarstedt werden die genNannten Gründe für die Abweisung
der Neueinrichtung VO  - Bekenntnisschulen In der Folgezeit richtungswei-
send werden.



Der zweıte Anlauft veränderten nolıtıschen Bedingungen
946—1 947)

In den nachfolgenden Wochen anderte sich die politische Gesamtlage
wesentlich. Das Land Niedersachsen wurde November 1946 gebil-
det und mıt der Verordnung Nr. 5 / VO Dezember 1946 g1ıng die
Entscheidungsgewalt über schulpolitische Fragen grundsätzlich die
Landerparlamente über. Der HEeEl”e nıedersachsische Kultusminister dolf
Grimme (SPD) stand den Dezentralisierungsgedanken der Brıten skeptisch
gegenüber.

Der ernannte Niedersächsische Landtag hatte sich ıIn seiner Sıtzung VO

Dezember 1946 aufgrund elines Antrages der SPD dafür ausgesprochen,
eın Schulgesetz erlassen und damıt die VO  , den Nationalsozialis-
Fen durchgesetzten Strukturen grundlegend sanleren. Eın Frganzungs-
antrag der FDP sah VOTL, bis YÄHR Erlass des (Jesetzes keine Veräande-
NSCH mehr In der bisherigen Gestaltung des Schulwesens vorzunehmen,

auch keine Neuerrichtungen VO  3 Bekenntnisschulen zuzulassen. Beide
Antrage wurden mıt einer Stimme Mehrheit ANSCHOMIMECN und lösten ın
der Folgezeıt vehemente Proteste bel der CDU und den Kırchen ALIS *

Angesichts der bevorstehenden Landtagswahl (20 April 1947 hatte dieser
Beschluss 1im Hınblick auf die dann reprasentatıve Zusammensetzung des
Parlaments durchaus verschoben werden können. DiIe Befürworter einer
Bekenntnisschule MuUussten sıch hintergangen fühlen

Bischof Machens versuchte mıt der aNzcCh Kraft selner moraliıschen Auto-
rıtat diesen Beschluss vorzugehen. Sein Schreiben die Miılıitärre-
gjerung wurde Ende Dezember 1946 beantwortet, dass dıie Brıten WAar

die bischöflichen Ziele wurdigten, aber damals nıcht hatten voraussehen
können, dass bereits schnell ın Landtag ernannt werden wurde, der
einem gewahlten Parlament vorausginge. Fur weıltere Ma{isnahmen In ezug
auf die Bekenntnisschule sahen S1e keinen Raum, denn vielerorts waren
inzwischen Ja Kontfessionsschulen eingerichtet worden.?? Auch (Grimme
reaglerte auf en Schreiben VO  — Machens und erläiuterte seine Auffassung
über den Beschluss des Landtags. Das Mınısterium Se1 den Beschluss
gebunden, denn die EIGA se1 W ar Reichsrecht, aber ebenso gelte die
Anordnung Nr. SS der Milıtärregierung, mMIt der die Brıten den Länderor-
181  I1 die Zuständigkeit ıIn Schulangelegenheiten übertragen hatten. Zahl-
reiche Proteste der Kirchen und der Upposıtion ührten schlie{fslich dazu,

196 19 /



72 O

AÄABB August abel Bürgermelster von Sarstedt 1945—1946 /
ranz USCHIO bürgermelster VOl! Sarstedt b 1

dass die Militarregierung die Geltung des Landtagsbeschlusses ıim Marz

194 / kiıppte und die weıtere Geltung der EIGA feststellte.33 Infolge dieser
Rechtslage wurde 1U  - auch ın vielen Gemeinden, In denen bisher noch
keine Konfessionsschulen eingerichtet worden Z B in Hiıldesheim),
Bekenntnisschulen 1im Junı desselben Jahres errichtet. Im Herbst 19458
bekam auch Himmelsthür nach heftigen Kampfen die Konfessionsschule.?4

In Sarstedt fand der zweıte Anlauf ZUL Wiıedereinführung der Konfessions-
schulen im Frühjahr 1947 Miıt Schreiben VO 13 Maı die Stadt
Sarstedt stellte der Katholikenausschuss der Pfarrgemeinde Sarstedt 1im
Namen der katholischen Elternschaft den Antrag auf Wiedereinführung der
katholischen Bekenntnisschule in Sarstedt. Er begründete selInen Antrag:
»Wıder alles Recht und Gerechtigkeit haben Ulls die Nazıs die katholische
Schule Vor einem Jahr bereits hat die katholische Elternschaft
ihren Wiıillen kundgetan, indem SIE mıt 93 Y für die katholische Schule
gestimmt hat DIiese Abstimmung hat eindeutig gezelgt, dass die Eltern-
schaft die Wiedergutmachung der nazistischen Gewaltmethode verlangt.
Wır bitten, dass L1U  = endlich nach demokratischen Grundsätzen gehandelt
wird <O) Pastor agner VO evangelische Pfarramt St Nicolai hatte ıIn
einem Schreiben VO Julı 194 / ebenfalls den Wunsch der evangelischen
Elternschaft auf Wiıedereinführung der Konfessionsschule dem Reglerungs-



prasıdenten In Hıldesheim mitgeteıilt. Be1l einer Befragung hatten
sich 436 VO  - 453 Eltern mıit schulpflichtigen Kindern für die evangelische
Konfessionsschule ausgesprochen.?°

Miıt welchen Problemen und Hemmniıssen aller Art die Antragsteller rech-
LCIN mussten, beweisen WEeIl Berichte des Vorsitzenden des Sarstedter
Katholikenausschusses August Gabel, den dem Vorsitzenden des DIO-
zesanausschusses Prof. Dr. Algermissen Maı übersandte. Gabel
(gleichzeitig Mitglied der Gemeindevertretung Sarstedt und Fraktionsfüh-
FGr der CDU) hatte sıch Maı also 1ine Woche nach dem Antrag

die Stadt Sarstedt mıt einer schriftlichen Erklärung, die auf die sofor-
tıge Herstellung des früheren Zustandes drangte, 1n das Reglerungsge-
baude nach Hıldesheim begeben. Dort erfuhr VO zustandigen egle-
rungsdirektor Ruchartz Leıter der Schulabteilung), dass in fast allen UOrten
des Landkreises die Einführung der Bekenntnisschule möglıch W: weiıl
6S sıch (Orte mıt gröfßtenteils einheitlicher (katholischer oder CVANSC-
lischer) Bevölkerung handelte. Nur In Sarstedt und Bockenem selen die
ınge S dass aufgrund der vorliegenden Abstimmungen eın dreifaches
Schulsystem (katholisch, evangelisch, simultan) 1n rage komme. Und dies
se1 aufgrund der erwartenden Kosten SOWIeE durch iıne möglıche Absen-
kung des Erziehungsniveaus schwier1g. Hierauf stellte Gabel noch einmal
die Posıtion der Sarstedter Gemeinde dar »”L. In Sarstedt esteht das fru-
here Gebäude mıt vier Klassen. Lehrkräfte sind ebenfalls vorhanden,
sodass siıch bei uns eiıne Wiedergutmachung handele, die nıcht mıt

ogröfßeren Unkosten verbunden 661 etr. des Bildungs-Nıveaus erklärte
ich, dass dies ureigenste Angelegenheit der Eltern sSEe1 und früher gerade ıIn
dieser Hiınsıicht ın Sarstedt keine Klagen laut geworden selen. «37

Dann erklärte Gabel, dass nıcht eher das Regierungsgebäude verlassen
wurde, bis ihm die endgültige Zusicherung der Reglerung übergeben WOTL-

den sel1. Der bei der Unterredung anwesende Reglerungsrat Koop vers1-
cherte Gabel, dass noch heute eın Schreiben fertiggestellt und anschliefsend
der Kreisverwaltung übersandt wurde. Oberkreisdirektor IIr Buerstedde
werde sich mıt der Stadtverwaltung Sarstedt und mıt Schulrat Schlüter
betreffend der Kostenfrage und der anderen Schwierigkeiten 1Ns Benehmen
setzen.?°

Dreı Tage spater erfolgte die Fortsetzung dieser Aktion. »Am 25 Maı 1947
begab ich mich ZUL Kreisverwaltung, ach dem Stand der ınge
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forschen. Wıe WAar VO  . der eglerung nırgends en Schreiben auf-
zufinden; weder bei Kreisdirektor Döolle noch bel der Postverteilung WAar

eın Schreiben gesehen worden. Telefonisch fragte ich bel dem zustandıgen
Sachbearbeiter Krebs iın der Kaıser-Friedrich-Str. d auch hier lag nıchts
VO  — Sofort gıng iıch abermals UE Regierungsgebaude, beim egle-
rungsprasiıdenten vorstellig werden. ach einstündıgem Warten gelang

mır, bei Herrn Vıze-Reglerungsprasident Pabst vorzukommen. ach-
dem ich auch hier nachdrücklich auf meln Anliegen hingewiesen hatte,
erfuhr ICH; dass N(3  ’ iıhm das Schreiben diesen orgen unterfertigt se1 und
nunmehr beim RKeglerungspraäsidenten Backhaus ZUr Unterzeichnung VOIL-+-

liege <B9

Das Schreiben, auf dem in diesem Bericht angespielt wurde, datiert VO

Maı (allerdings ersSt 51 Maı eingegangen) und 1st VO eglerungs-
prasıdenten Backhaus die Kreisverwaltung des relses Hıldesheim-
Marienburg gesandt worden. In dem Papıer weIlst der Reglerungspraäsi-
dent darauf hın, dass die EIGA weıtergelte und SOmıt die Bıtten der
Elternschaft auf Einrichtung VON Konfessionsschulen prüfen selen. Das
Schreiben endet: »Der Herr Mınıster hat die Genehmigung In Aussicht
gestellt, falls en Beschluss des Schulträgers vorgelegt wird, wonach dieser
die Mehrkosten für die Errichtung der Bekenntnisschulen tragen bereit
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1st Gleichzeitig 1st prüfen, ob durch die Errichtung der Bekenntnis-
schulen eın Absinken des Erziehungsstandes eintrıitt.«4°

Bereıts wenıge Tage spater Junı trafen sıch die Mitglieder des
Katholikenausschusses mıt Pastor Höbbel, August Gabe] und Schulrat
Schlüter, über den Fortgang des Antrags bzw. dessen mögliche Umset-
ZUNSg beraten. In dieser Besprechung gng 1im Wesentlichen darum,
detailliert der rage nach den vorhandenen Schulstellen nachzugehen und
mögliıche Lehrkräfte für die künftige katholische Volksschule 1INSs Auge
fassen. August Gabel berichtete, dass selben Tage der Finanzausschuss
der (semeinde einer Bewilligung VO  - fünf Schulstellen zugestimmt habe
Diese Schulstellen SOgeENAaANNTE »Mehrstellen« und gingen finanziell
gröfstenteils Lasten der Stadt Be1 eliner durchschnittlichen Volksschulfre-
u  N VO  s /7O Schülerinnen und Schülern PIO Klasse War aber trotzdem VO  3

der Stadt geplant, die »gehobene Abteilung« (Realschule) mıt 45 Kindern
besser AQUuUSZUSTAtIenNn Um das Erziehungsniveau der künftigen katholischen
Bekenntnisschule sichern wurde in usammenarbeit miıt dem Schulrat
111e realistische Perspektive erarbeitet, die auf vier katholische Lehrkräfte
abzielte. Damıt ware der alte Zustand der Schule VO  - 1939 wiederherge-
stellt. »Herr Schulrat Schlüter versicherte U1sS, dass sich sofort dafür
einsetzen würde und betonte, dass hinsichtlich des Erziehungsniveaus
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jarstedt, den 18, 6. 1947

vericht über dilie Dienstag, den ; B Juni 1947 stattgefun
interne BDesprechung m1ıt erın sSchulrat Scn.  ere.

Anwesernde
Herr rastor Höbbel
Herr 5cnulrat SchlUuüt
Herr Konrad eshaus
Herr Jeinr
Herr 053e F  Bormann
arr Joh. Bormann
err Ü5tOo
Herrtr xueinrieh Coers
Her YFLanz ein
Herr 0536 Aselmeier
HerTtr üustbav Reckebeil
Kertr August abel.

Anlassı:  er kath Schreiben der Äeglerung Hildesheim betr. «1ie
eassionellen chule in Sarstim,  edt unterzeichnet von Re-—

gilerungspräsident Backhaus, gerichtet die “reisverwaltung H1l-
Herrn Schlüter 115 Banchmen setzen sollte,
desheim-Jarienburg, d418 zieh ihrerseits dem zuständigen Schulrat
S ag dem Schulrat die Aufgabe der Überprüfung evtl. Schwierig-keiten der der kosten und des Erziehungs-NiAaus .

meindevertretung 35Arstedt einer 3
nm& gleichen Tage än einer ZUNE dies Finanzausschusses der

ewill VO.  e Kitteln Vr
Schulstellen zuges  ut .WOrden WAaT Wa  H ese schon geliöst.
Die Schulstelilen Kädchenschule, Knabenschule, ‚ehobeneAbteilung) 80w1e 16 e  s L  en Aufteillung der bereits vorhandenen
August Gabel eingehend erläutert.

chulstellen Nurden Vonm uitgliei der Gemeindevertretung Herrn

AanaQ s folgende Zahlen festzustelilen:
erteilung

Je lasse ANZ. : de
Knabenschule
“„&ädehensechule 560 K4ndar 102
gäeh. Abteilung 330 Kinder

Kinder 30
el einer sind an /1lanstenotwendig requenz Von / LALNdSTT  80 daß also von den 5 ben Schuls'SOWLGSO WE A  ais Ylans
en der Stadt und gt werden muß, deren 108  ;  % zu Lasten des Stautesanderen Schulstelilen aind 302 Mehrs und yehen zuStad

Etatmäßig folgendes B1ld auf:
&0 „Ostien bisher, ylusRM OUU."" Mehrkosten 168 Sötellen,Die 7ÜC\JÜ(J.""" Gesamtetat ar bereit3 genehnmigt, weilschon a außerplanmäßigen tallen Mehrkosten bezahlt yurden und

AÄABB Protokol| ÜDer EINE Besprechung bezüglıch der Sarstedter Schulfrage



me Vorlage für die eglerung be1 den oben geschilderten Verhältnissen
unterschreiben könne.« Schlüter hoffte zuversichtlich, dass die Schule als

Ma{fsnahme der Wiedergutmachung bestimmt 7ABRB Oktober 194 / der
katholischen Elternschaft zurückgegeben werde.41 Im Übrigen hatte sıch
Schlüter In einem eigenen Schreiben VO Jun1 die Kreisverwaltung
für die Wiedererrichtung der Bekenntnisschulen engaglert eEINSESELIZL T

Am Juli richtete Oberkreisdirektor Dr. Buerstedde eın Schreiben
den Sarstedter Stadtdirektor mıt dem Betreff »Wiedererrichtung VO  .

Bekenntnisschulen in Sarstedt«. Buerstedde stellte 1n dem Schriftstück die
Eingabe des Sarstedter Katholikenausschusses die Bezirksregierung VOL

und betonte den Unrechtscharakter der nationalsozialistischen Ma{tfsnahme.
Er benannte die aktuelle Rechtslage und WIeSs auch darauf hın, dass die
Abstimmung der Sarstedter Katholiken VO Marz 1946 weiterhin Gültig-
eıt habe Buerstedde forderte den Stadtdirektor auf, »1Im Einvernehmen
mıt dem Herrn Schulrat prüfen, ob und gegebenenfalls inwlewelılt durch
die Errichtung der Bekenntnisschulen Mehraufwendungen entstehen und
ob eın Absinken des Erziehungsstandes erwarten 1st.« Dann fügte der
Oberkreisdirektor noch ine Stellungnahme VO  a Schlüter hinzu, der sich
pOSItIV eliner Verwirklichung des alten Zustandes aufßerte.43

In einer turbulenten Ausschusssitzung der Öerneindevertretung‚ die elfein-
halb Stunden dauerte, wurden die Argumente des Landkreises Julı
diskutiert. Der Fraktionsführer der SPD Kolling gab folgende Erklärung
ab »Namens meılner Parte1 lehnen WIr die Wiedereinführung der Bekennt-
nisschule in Sarstedt ab Ich bıtte darüber eine geheime Abstimmung her-
beiführen wollen.« Dıie (DU hielt mıt folgenden Argumenten dagegen:
04 6 Zur Debatte steht LUr die rage, ob die Mehrkosten VO  —3 der Stadt

werden ollen; darum kommt eine Abstimmung im Sinne der
SPD-Fraktion überhaupt nıcht ın rage Dıi1e Frage, ob Bekenntnisschule
oder nicht, entscheidet nıiıcht die Parte1ı und nıcht die S$SPD-Fraktion, auch
nıcht elıne Offentliche Wahl 1n der Gemeinde Sarstedt. Diese Entscheidung
1st bereits aufgrund einer Verordnung der Militär-Regierung durch Befra-
SULS der Eltern und Erzieher 1n erster Linıe für die kath(olische) Schule
geklärt. Fur die sofortige Einführung der kath(olischen) Schule entstehen
keine Mehrkosten, denn das Gebäude 1st Nn  u WI1Ee VOLF 1935 erhalten;
kommen auch bei der Kinderzahl VO  - rund 270 WI1€e früher Lehrkräfte in

rage Mitglieder der evangelischen Gemeinde hatten eıne NECUC Befra-
SUuNgs der Eltern VOTSCHOIMIMMMEN. Hiernach ergab sich, dass 1U 1}7 Eltern
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... für die Gemeinschaftsschule gestimmt haben.« Am Schluss der Debatte  wurde geheim über die eventuell zu tragenden Mehrkosten abgestimmt.*4  Entsprechend fiel die Antwort der Stadtverwaltung an die Kreisverwaltung  des Kreises Hildesheim-Marienburg aus. Mit Schreiben vom 25. Juli 1947  an die Kreisverwaltung teilten Bürgermeister Muschiol und Stadtdirektor  Kerkmann mit, dass die Gemeindevertretung der Stadt Sarstedt in ihrer  letzten Sitzung mit ı1 zu 6 Stimmen beschlossen habe, keinerlei Mehr-  kosten, die nach ihrer Meinung bei der Errichtung von Bekenntnisschulen  und Beibehaltung des jetzigen Erziehungsstandes entstehen müssten, zu  übernehmen. Zur Begründung wies die Stadtverwaltung darauf hin, dass  die Abstimmung, die vor einem Jahr stattgefunden hätte, demokratischen  Spielregeln nicht genügen würden. Auf die Abstimmung der evangelischen  Kirche, die am 8. Juli stattgefunden hatte, ging das Schreiben nicht ein! »Die  Gemeindevertretung ist vielmehr der Ansicht, dass die aus freien Wahlen  hervorgegangenen Körperschaften die Volksmeinung und damit auch den  Elternwillen zutreffender ausdrücken.« Des Weiteren wurde in dem Schrei-  ben ausgeführt, dass in Sarstedt drei Schulen eingerichtet werden müssten  (evangelisch, katholisch, simultan). „Diese Schulen mit der vorhandenen  Schulstellenzahl einzurichten, würde die gemeinsame Erziehung von Kna-  ben und Mädchen und die gemeinsame Unterrichtung zweier oder gar  mehrerer Jahrgänge in einer Schulklasse bedingen. Es unterliegt wohl kei-  nem Zweifel, dass die gemeinsame Erziehung von Knaben und Mädchen  gegenüber dem jetzigen Zustand der getrennten Erziehung der Geschlech-  ter ein Rückschritt ist. Die gemeinsame Unterrichtung zweier oder meh-  rerer Jahrgänge in einer Klasse ist gleichfalls dazu angetan, den Bildungs-  stand unserer Jugend absinken zu lassen. ... Will man also den jetzigen  Bildungsstand erhalten, so wäre eine Vermehrung der jetzigen Schulstellen  in erheblichem Umfange nicht zu umgehen. ...Abgesehen von den persön-  lichen Mehrkosten würden auch Kosten sächlicher Art entstehen.%  Bei allem Verständnis für die schwierige Situation nach Ende des Krieges:  Dass es bei der Angelegenheit wesentlich auch um Wiedergutmachung  ging bzw. um Beseitigung von Unrecht, wurde von den Sarstedter Stadt-  vertretern mit keinem Wort erwähnt. Der Status quo wurde einfach als  gegeben hingestellt.  August Gabel machte am 12. August einen weiteren Anlauf und begab  sich zur Bezirksregierung, um nach dem Stand der Dinge zu forschen.für die Gemeinschaftsschule gestimmt haben.« Am Schluss der Debatte
wurde geheim über die eventuell tragenden Mehrkosten abgestimmt.“*

Entsprechend fiel die Antwort der Stadtverwaltung die Kreisverwaltung
des relses Hildesheim-Marienburg aus Mıiıt Schreiben VO Z5 Juli 1947

die Kreisverwaltung teilten Burgermelister Muschiol und Stadtdirektor
Kerkmann mıt, dass die Gemeindevertretung der Stadt Sarstedt ın ihrer
etzten Sıtzung mMıt Stimmen beschlossen habe, keinerle!i Mehr-
kosten, die nach ihrer Meınung bei der Errichtung VO  3 Bekenntnisschulen
und Beibehaltung des jetzıigen Erziehungsstandes entstehen mussten,
übernehmen. Zur Begründung wIl1es die Stadtverwaltung darauf hin, dass
die Abstimmung, die VOTL einem Jahr stattgefunden hatte, emokratischen
Spielregeln nıcht genugen wurden. Auf die Abstimmung der evangelischen
Kirche, die Juli stattgefunden hatte, ging das Schreiben nıcht eın! » DIe
Gemeindevertretung 1st vielmehr der Ansicht, dass die AUus freien Wahlen
hervorgegangenen Körperschaften die Volksmeinung und damıt auch den
Elternwillen zutreffender ausdrücken.« Des Weıteren wurde In dem Schrei-
ben ausgeführt, dass 1ın Sarstedt drei Schulen eingerichtet werden mussten
(evangelısch, katholisch, simultan). „Diese chulen mıt der vorhandenen
Schulstellenzahl einzurichten, wurde die gemeınsame Erziehung VO  z Kna-
ben und Mädchen und die gemeinsame Unterrichtung zweler oder Sal
mehrerer Jahrgänge in einer Schulklasse bedingen. Es unterliegt ohl kei-
He Zweitfel, dass die gemeinsame Erziehung VO  - Knaben und Mädchen
gegenüber dem jetzıgen Zustand der getrennten Erziehung der Geschlech-
ter eın Rückschritt 1st Die gemeinsame Unterrichtung zweıler oder meh-

Jahrgänge ıIn eliner Klasse 1st gleichfalls dazu angetan, den Bıldungs-
stand unNnseTrer Jugend absinken lassen. Will INan also den jetzıgen
Bildungsstand erhalten, ware ine Vermehrung der jetzıgen Schulstellen
1n erheblichem Umfange nıcht umgehen. ‚..Abgesehen VO  - den person-
lıchen Mehrkosten wurden auch Kosten sachlicher Art entstehen.45

Be!Il allem Verständnis für die schwierige Situation nach Ende des leges:
Dass bei der Angelegenheit wesentlich auch Wiedergutmachung
ging bzw. Beseltigung VO  3 Unrecht, wurde VO  5 den Sarstedter Stadt-
vertretern mıt keinem Wort erwähnt. Der Status QUO wurde einfach als
gegeben hingestellt.

August Gabe] machte August einen weılteren Anlauf und begab
sıch ZUTL Bezirksregierung, nach dem Stand der ınge forschen.



Dort SGEEZTE siıch MIt Regierungsdirektor Rucharz auseinander, der iıhm
erklärte, habe noch keinen Bericht der Kreisverwaltung AB fraglichen
IThema erhalten. Eın weılteres Gespräach MIt dem Vize-Präsidenten egle-
rungsr: al KOoop und eın Telefonat mıt Dr Buerstedde ergab, dass der fraglı-
che Bericht bel diesem eingegangen sSei Er solle umgehend bearbeitet und
dann die Bezirksregierung weitergeleitet werden. Man ein1ıgte sıch dar-
auf, dass August Gabel] sogleich be]l der Kreisverwaltung vorsprechen und
darauf hinweisen solle, dass In dem Bericht der Kreisverwaltung aANSCHC-
ben werden musse, »ob tatsachlich Mehrkosten durch Wiedereinführung
der konfessionellen Schule entstehen und WOTaus S1€E sich zusammensetfzen

wurden«. Reglerungsrat Koop machte noch deutlich, WAas untfe erhebli-
chen Mehrkosten verstehen sel, namlıch Personal- und Baukosten.4°

Dr. Buerstedde rug die Angelegenheit der Hıldesheimer eglerung VO  —$ In
seinem Schreiben VO August zıtierte die Sarstedter Argumentatıon
1ın aller Breıite. Dann fügte hinzu, dass »die Stadtverwaltung aufgefor-
dert habe, im Benehmen mıt dem Schulrat mır berichten, wodurch 1im
Einzelnen Mehrkosten und in welcher ohe entstehen.« Aufßserdem musste
der Schulrat ber eın eventuelles Absinken des Erziehungsstandes Stel-
lung nehmen. Buerstedde rachte auch ine mögliche Neuabstimmung der
katholischen Elternschaft 1Ns Gespraäch, die Bedenken der Sarstedter
Stadtverwaltung auszuraumen. Anschliefsend verwıles auf einen Bericht
des Schulrates VO Z Junı des Jahres, in dem dieser deutlich machte,
dass 1Ne Wiederherstellung der katholischen Schule ın Sarstedt ohne
grofße finanzielle, raumliche und personelle Probleme möglıch se1l. Z/Zum
Abschluss bat Buerstedde die Hildesheimer eglerung ine Besprechung
mıt dem Burgermeıister und dem Stadtdirektor VO  - Sarstedt, dem Schulrat,
dem Vorsitzenden des Katholiken-Ausschusses SOWI1e Pastor agner 1IZU-

beraumen, die Angelegenheit möglıchst bald klären können.

Eınen Tag spater orderte Buerstedde die Sarstedter Stadtverwaltung auf,
die angegebenen Mehrkosten für eın konfessionelles Schulsystem im Eın-
zelnen benennen und teıilte mıt, dass Schulrat Schlüter aufgefordert
sel, iıne Stellungnahme über eın mögliches Absinken des Schulniveaus

verfassen. Gleichzeitig d ob nıcht ıne B{l Befragung der
Elternschaft Platze ware, WE die alte In den ugen der Stadtverwal-
(ung nıcht ausreichen wurde. Schliefßlich teilte seinen Vorschlag die
Bezirksregierung mıt, eine Besprechung über die Problematik mıt allen
beteiligten Personen anzuberaumen.47
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Die Antwort AUs Sarstedt kam umgehend. Man könne keine SCHAUCH
Angaben über die ohe der Einrichtungskosten und Mehrausgaben
machen, ginge aber SallıZ grob VO  > 3:000 bis 5000 AadUus Was den Erzle-
hungsstand beträafe, beharrten die beiden Stadtoberhaupter darauf, dass
die gemeIıInsame Unterrichtung VO Jungen und Mädchen SOWIeEe die Unter-
richtung VO  5 mehreren Jahrgängen ın einer Klasse en Absinken des Jetz1-
SCI Erziehungsstandes ZUTL Folge haben [1L1USS5 Schliefslich wlesen Muschiol]l
und Kerkmann auch darauf hin, dass WAar Jne HC6 Befragung der Eltern
durchgeführt werden könne, dass aber ine derartige Befragung aufgrund
der Aussage der Milhıtarregierung keine rechtsverbindliche Relevanz habe
Im Übrigen SEe1 die Gemeindevertretung für die Einrichtung und Unterhal-
(ung VO  - Volksschulen 1im Rahmen ihrer gesetzlich übertragenden Selbst-
verwaltung zustandıg. Und die Gemeindevertretung habe sich die
Einrichtung VO  — Konfessionsschulen ausgesprochen. »Be1l dieser Sachlage
halten WIr im Hiınblick auf das Ansehen demokratischer Einrichtungen
für unmöglıch, die Angelegenheit ernNeut der Gemeindevertretung vorzule-
SCIL Wır versprechen uns auch nıchts VO  . einer ‚Klaärung der Angelegen-
heıt‘ In der VO  > dort vorgeschlagenen Besprechung UNnter Hınzuziehung
der beiden Konfessionen. Der Wunsch der Kontessionen 1st hinlänglich
bekannt, die sachliche und verwaltungsrechtliche Seılite geklärt.«4°

Mıiıt Schreiben VO September übermittelte die Kreisverwaltung ine Ver-
fügung der Bezirksregierung Hıldesheim VO Z August 1947 diesem
Fragenkomplex. Dort wurde noch einmal auf die Bedeutung der eventuel-
len Mehrkosten hingewiesen, deren ohe Voraussetzung für die Genehmi-
SUNs VO  3 Bekenntnisschulen sel. Aufserdem sel eine NECUEC Abstimmung der
Eltern dieser rage weder zulassıg noch erforderlich, allerdings könne
inNe probeweise Anmeldung W1e das In Hiıldesheim geschehen se1 VOIL-

IMI werden. Di1e Einrichtung einer katholischen Bekenntnisschule
VOrWCS könne nıcht erfolgen, vielmehr SEe1 ine Entscheidung IAAT: Insge-
SAamıt möglıch. Wuürden Mehrkosten durch die Einrichtung VO  . Konfessi-
onsschulen entstehen, dann musse der Niedersächsische Kultusminister
die Entscheidung treffen. Der Oberkreisdirektor forderte die Stadt Sarstedt
auf, die Eltern der schulpflichtigen Kinder befragen, in welche Schule S1E
gegebenenfalls hre Kinder anmelden wurden.4?9

Auch diesen Vorschlag lehnte die Stadtverwaltung kategorisch ab Der
Stadtdirektor teilte ın seinem Schreiben VO 16 September 194 / die
Kreisverwaltung mıt, »dass ich nıcht ıIn der Lage bın, die ın der oben C”



nannten Verfügung, MK) verlangten Ma{fisnahmen ın die Wege leiten,
nachdem die Gemeindevertretung in Sıtzungen« endgültig festgelegt hat,
dass »In Sarstedt keine Bekenntnisschulen errichtet werden sollen«.5°

Auf dem Weg eInem Schulgesetz

In verschiedenen remılen innerhalb und aufserhalb der Parteiıen begann
praktisch gleich ach dem Krıeg die Diskussion ein Schulge-
Setz DIie SPD, die auch den Kultusminister Niedersachsens stellte, hatte
zunaächst noch keın geschlossenes Schulkonzept, wollte aber auf jeden
Fall die Bekenntnisschulen abschaffen. »Im September 194 / erarbeitete
die SPD den Entwurf eInes Schulprogramms, der die Gemeinschafts-
schule forderte. Iieser Entwurf wurde aber nıcht Öffentlich gemacht.«"Alle
Bemühungen VO  a Machens, weıltere katholische Bekenntnisschulen 1im

Verwaltungsbezirk Braunschweig wıieder errichten, scheiterten mıt dem
HınweIls darauf, dass bıs ZU Erlass eines (Gesetzes keine weılteren
Konfessionsschulen genehmigt wurden. Im Herbst 1950 W ar Kon-
takten zwischen dem Lehrerverband Niedersachsen, verschiedenen CValNlsC-
lischen Persönlichkeiten und den staatlichen Padagogischen Hochschulen
ın dieser rage gekommen. Diese Bemühungen lieben der katholischen
Kirche nıcht verborgen: S1e forderte auf dem Diözesankatholikentag

September 1950 die Erhaltung und Neueinrichtung Öffentlicher katho-
ischer Volksschulen und Privatschulen. Inzwischen WalLl auf dem
Lande die ehemalıgen Konfessionsschulen weitgehend wiedereingerichtet
worden, fehlten aber noch in manchen Stadten WI1e€e etwa Hannover.

Im Oktober 1951 bekam Richard Oo1gt, der Adolf Grimme 19486 als Kul-
tusmiınıster abgelöst hatte, den Auftrag, en Schulgesetz erarbei-
ten.>“ »In Erwartung eines für die Bekenntnisschulen ungunstigen Gesetzes
wandte sıch Bischof Machens ın einem Hırtenwort die Glaubigen, das

Juni 1952 VO  — allen Kanzeln verlesen wurde. Darın bezeichnete die
Bekenntnisschule als Lebensfrage für die Kinder, für Kirche und Staat, für
Gegenwart und Zukunft und rief alle Glaäubigen ZUL Wachsamkeit auf.«S3

Volngts Gesetzentwurf VO Frühjahr 1953 rief allgemeine Ablehnung her-
VO  —$ TIrotzdem gingen die Bemühungen eın Schulgesetz weıter.
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Der Versuch der Heilig-Geist-Gemeinde
übergeordnete Gremien mobiliısıeren

In Sarstedt wurde seltens der Kiırchengemeinde eın Weg eingeschlagen.
Nachdem alle Versuche, die Bekenntnisschule mıiıttels Eltern-Abstimmung
und Antrag die Stadtgemeinde wledereinzuführen, gescheitert 11,
versuchte der Katholikenausschuss politische Gremien mobilisieren. Am

Januar 1946 unterrichtete August Gabel die CDU-Fraktion des Land-
über den Stand der ınge ıIn Sarstedt und bat S1e »be] der In Kurze

erwartenden Gesetzesvorlage über die Schulreform« entsprechend dem
Willen der Elternschaft Stellung nehmen.*

/we!l Tage spater fand en Gespräch VO  - August (Gabel und Josef AGel
meler als Vertreter des Sarstedter Katholikenausschusses mıiıt der Spitze der
Bezirksregierung Hildesheim, namlich dem Praäsiıdenten Backhaus, Direktor
Rucharz und Reglerungsrat KOoop DiIie Sarstedter vehement
ihr Anliegen mıiıt allen bekannten Argumenten VOIL, die Regierungsvertreter
konterten mıt dem Mehrkostenargument und dem Absinken des Erzie-
hungsniveaus. Zum Punkt »Mehrkosten« argumentierten die Sarstedter,
dass bel Rückgabe des alten katholischen Schulgebaudes keine Mehrkosten
entstunden und dass die Einrichtung einer dritten »Simultanschule« vol-
lig überflüssig sel,; weıl die evangelischen Eltern inzwischen ebenfalls für
die Eiınführung eliner Konfessionsschule gestimmt hätten. Dıie wenıgen
Eltern, die INe Gemeinschaftserziehung wünschten, könnten sehr gut 1ın
die beiden anderen Schulen integriert werden. Aufßfserdem sSEe1 doch sehr
verwunderlich, dass die Gemeindevertretung sehr ohl Geld habe, vier
zusaätzliche Mehrstellen Aaus eigener Kasse finanzieren, die Klassen-
frequenzen deutlich unter das PCI Erlass geforderte Nıveau (5O Schüler)
abzusenken. Daraufhin ordnete der Präsident d} die Sarstedter Angelegen-
heit vor allem ın ezug auf die Kostenfrage) schnellstens dem Mınısterium
Z E: Entscheidung vorzulegen.®

Am 15 Februar richtete August Gabel als Kreisvorsıtzender der CDU)
einen Brief Finanzminister Dr. eorg Strickrodt und bat Unterstut-
ZUNg In der Causa Sarstedt. Dabei betonte Gabel, dass die Einrichtung der
Kontfessionsschule »wirklich keine Mehrkosten« (ım Original unterstrI1-
chen) verursachen wurde.5° Strickrodt antwortfete X Februar, dass ıIn
einem solchen Einzelfall nıcht vorstellig werden könnte und verwles auf die
Landtagsfraktion der @  S



Der Bischöfliche Generalvikar Dr. Wılhelm Offenstein teilte dem katholi-
schen Pfarramt VO  - Sarstedt Februar mıt, dass das Bıstum in der
Angelegenheit der dortigen katholischen Schule ine ammeleın-
gabe den Herrn Niedersächsischen Kultusminister iın Hannover gerich-

habe Er empfahl der Gemeinde, ebenfalls beim Kultusministerium die
baldige Einrichtung der Schule beantragen.>7

Der Katholikenausschuss SCETIZiE diese nregung sofort und stellte mıt
Datum VO Marz 1948 eiınen rag auf Wiedereinführung der
Katholischen Schule In Sarstedt den Kultusminister. Das relatıv kurze
Schreiben wIles auf das Unrecht der Z/wangsentkonfessionalisierung durch
die Nazıs im Jahr 1939 hin, benannte die bisher erfolglosen Eingaben der
Elternschaft die Bezirksregierung, führte die Schülerzahl VO  — 270 Kın-
dern auf und betonte ein welteres Mal die Kostenneutralıität der Angele-
genheit.®

Alle diese Versuche der Sarstedter Kirchengemeinde über polıtische Wege
ihr Ziel kommen schienen gescheitert. Deswegen rachte Generalvikar
Offenstein im September 19486 erstmals die Überlegung 1Ns Spiel, nunmehr
iıne Klage beim Verwaltungsgericht des Regierungsbezirks In Hıldesheim
einzureichen. Der Klager musse eın Kınd haben, das die Sarstedter Volks-
schule besuche.5? ber noch nıcht alle nıcht alle anderen Möglich-
keiten ausgeschöpft.

Pastor Herbert Hobbel hatte auf Vermittlung Oktober eın Gespräch
mıt Oberregierungsrat Dr. Groöger 1m Kultusministerium. Groöger frü-
her als Sachbearbeiter mıt dem Fall Sarstedt betraut SCWECSCHNH. Er gewährte
Hobbel Akteneinsicht und vermittelte ine Unterredung mıt Staatssekretär
Dr. Erich Wende.®©° Dıi1e fand iıne Woche spater (tto (‚Oft J. als
Mitglied des Katholikenausschusses hatte Höbbel bei dieser Unterredung
begleitet. Der Staatssekretär teilte mıt, dass gerade ein Schreiben die
Bezirksregierung Hıldesheim als Rückverweis gefertigt habe, In dem VOTI-

sichtig, aber deutlich die Argumente für die Nıchtwiederherstellung der
Katholischen Schule ın Sarstedt bezweiıfelt werden und iIne erneute

Überprüfung der Angelegenheit bitten wurde. Allerdings sSe1 die Bezirks-
regierung der zustandige Entscheider, das Kultusministerium sSe1 NUur Beru-
fungsinstanz. Wende einen abermaligen Besuch des Pastors bei der
Bezirksregierung
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Der sollte November stattfinden, aber Regierungspraäsident Back-
haus W dl dreimalıiger Anmeldung nicht sprechen. Eın Telefonat
mıiıt Vizeprasident Pabst des Monats erbrachte lediglich die ach-
ficht, dass das Schreiben der Landesregierung bel der Bezirksregierung
eingegangen sel. iıne angesetzte Unterredung VO  - Pabst und dem CVaAllsSC-
ischen Pastor agner in etzter Mınute abgesagt worden.®! Auch die
Intervention der Landes-CDU beim Kultusministerium rachte eın greif-
bares Ergebnis.®”

Miıt Datum Vex Dezember hatte das Kultusministerium zweIl Schrei-
ben In ezug auf die Behandlung der Konfessionsschulfrage auf den Weg
gebracht: e1INs die zustaändigen Regierungsprasiıdenten und eın welılteres

den Bischof VO  3 Hiıldesheim. In den Briefen die Regierungsprasiden-
teN ging Dr. Wende noch einmal auf die Rechtmäaifsigkeit der Ansprüche
1N. Er schrieb: )>ES annn keinem 7weiıfel unterliegen, dass das Volksschul-
unterhaltungsgesetz In Kraft geblieben und NUur zeitwelse ın selner prakti-
schen Anwendung 1im Drıtten Reich gehemmt worden 1st. Selt 1945 sind
diese Hemmungen selner Anwendung weggefallen.«° Auch diese Aussage
bedeutet im Klartext, dass alle Zwangsentkonfessionalisierungen, die im
»Drıtten Reich« geschehen sind, eindeutig Unrecht

In dem zweıten Schreiben teilte Staatssekretär Wende dem Bischof VO  .

Hıldesheim mıt, dass eine ETNEHTE Überprüfung der »Falle« Nienburg, Uelzen,
Hannoversch Münden, Hohenhameln, Sarstedt, Holzminden, Lamspringe
und Dassel ın die Wege geleitet se1 und die eglerungen In Hannover,
Lüneburg und Braunschweig A BER nochmaligen Berichterstattung aufgefor-
dert selen. Der angeforderte Bericht der Bezirksregierung Hıldesheim 1st
VO  - Reglerungsrat Koop Januar 1949 angefertigt worden. Er welst
darauf hın, dass bei seinem Standpunkt VO Z Oktober Jeiben mMUuUSSeE,
namlıch dass dıie Bekenntnisschule der Abstimmungsergebnisse VO

Frühjahr 1946 nıcht eingerichtet werden könnte, weiıl S1e aus padagogı-
schen und raumlichen Gründen nıiıcht vertretbar se1 und die Gemeinde-
vertretung ın Sarstedt die UÜbernahme der erforderlichen Mehrkosten abge-
lehnt habe. ©4
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eTang bra ist , weil bei einem Widerstand
der Gemeindeverwaltung das Ministerium die 8iN-die wirklich helfen kann.zige Stelle ist, tem Gruss!

- .  Gener:LoOm  selksekre

ÄBB Schreiben des Gjeneralsekretärs der nıedersächsischen CDU ß den Sarstedter Bürgermelster
Dezüglıch der Sarstedter Schulfrage



Der Weg Zu  _ Gericht und der Rückzug der evangelıschen
Kırchengemeinde St Nıcolai (1943—1950)

Am Z November 1945 schilderte Pastor Hoöbbel ın einem ausführlichen
Schreiben selinen Bischof alle bisherigen Bemühungen die Wıieder-
einführung der Schule. »DIe Angelegenheit der kath(olischen) Schule ın
Sarstedt Ist, WIE die gestrige Besprechungen mıt Herrn Schulrat Schlüter
ergeben haben, Z zweıten Male auf den Punkt angekommen,

dass ich gestern Herrn Rechtsanwalt Dr Hans Beıtzen die VO  - Herrn
Gabel als Erziehungsberechtigten unterzeichnete Prozessvollmacht überge-
ben habe Der Brief endete ın der resignierenden Einsicht, dass die «Haupt-
schwierigkeit bei der Gemeindevertretung“ liege, die die Einführung der
katholischen Schule grundsätzlich ablehne. Deshalb gingen nunmehr die
Unterlagen für einen Prozess entsprechend einem 1m Vorfeld geführten
Telefonate Rechtsanwalt Beıtzen In Hiıldesheim in den nachsten agen zu.°5

Am Januar 1949 reichte Bn Beıtzen die Klage 1im Verwaltungsstreitver-
fahren die Kreisverwaltung und die eglıerung ın Hıildesheim
SscCH Vornahme eines Verwaltungsaktes e1In. Der Antrag autete: » DIe
Beklagten siınd kostenpflichtig verurteıllen, die notigen Anordnungen
treffen, 1im Schulverband Sarstedt Je iıne katholische un evangelische
Bekenntnisschule einzurichten.«©® Das Schreiben endete mıt einem HınweIls
auf die Zeıt »Obwohl selit langen Onaten ımmer wieder bei den zustan-
digen Behörden Vorstellungen erhoben sind, das zweiftellos vorliegende
Recht der kath(olischen) Eltern 11U  — endlich verwirklichen, 1st bis heute
nıchts geschehen.« Dieser Zeıtverzug sollte auch ın den nachsten Jahren
immer wieder angemahnt werden.

Sechs Wochen spater Marz 1949 forderte das Landesverwal-
tungsgericht den Kreıs Hildesheim-Marienburg und die Bezirksregierung
auf, sich innerhalb VO  — L agen ZUFT Klage aufßern. Der Kreıis antwortete

IS Marz, dass die Klage den Landkreis SCH Unzulässigkeit
kostenpflichtig abzuweisen sel, da der Landkreis nıcht passıv legitimiert
se1,°7 der Landkreis erklärte sıch sachlich für nıcht zustandıg, da
nıcht Trager der Schulen WAar und über keıin unmıittelbares Aufsichtsrecht
verfügte.

Diesen Einwand wiederum bestritt Beıtzen In seinem Schreiben das Lan-
desverwaltungsgericht VO April, dem bemerkte, dass der Landkreis
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»sıiıcherlich 1Ine ZEWISSE Aufsicht über den Schulverband habe und
wesentlichen Aufgaben bei der Einrichtung der Bekenntnisschule berufen«
se1 Im Übrigen drängte Beıtzen wieder auf dıie Zeıt, da der Begınn des

Schuhjahres bevorstehe und selit der Eiıngabe der Klage nıchts VO

Gericht gehört habe.°®©®



DIe Bezirksregierung Hıldesheim antwortetife dem Landesverwaltungsge-
richt Z23 April und beantragte, die Klage abzuweisen und dem Klager
die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. In der zweilseltigen Begründung,
die VO  = Backhaus unterzeichnet WAal, wird der I1 Vorgang noch e1InN-
mal detailliert dargestellt. DiIie Ablehnung gipfelte in der Aussage, dass
der Antrag auf Errichtung der Bekenntnisschulen auf rund des Erlasses
des Oberprasidenten (der Provınz Hannover, MK) VO Junı 1946 dem
Niedersächsischen Kultusminister ZUL Entscheidung vorgelegt worden sel,;
weiıl nach den angestellten Ermittlungen bei Errichtung VO  a Bekenntnis-
schulen neben der Gemeinschaftsschule Mehrkosten entstunden, deren
Übernahme die Stadt arstedt abgelehnt habe iıne Entscheidung des
Nieders(aächsischen) Kultusministers SEe1 noch nıcht ergangen.®°?

Aufgrund dieser Aussagen machte Dr. Beıltzen in einer fünfseitigen, CHS-
zeilig beschriebenen Antwort noch einmal selne Rechtsauffassung deut-
iıch und weltete die Klage aus Es 1st eın leidenschaftlicher JText, der die
gesamte Miısere der Zeıtverzogerungen, der Verschiebung VO  - Verantwor-
(ung und Zuständigkeit und der bewussten Fehlinterpretation NC}  - Rechts-
lagen aus der Sıcht Beıtzens umfanglıch deutlich macht. Als erstes WIEeS
die Behauptung der angeblich nıcht vorhandenen Passivlegitimation zurück
indem aufzeigte, dass alle beteiligten Stellen in irgendeiner kForm han-
deln mussen und siıch nıcht auf fehlendes Handeln einer welteren Stelle
(hier: Landesregierung) berufen könnten. TIrotzdem nehme der Kläger
diese Argumentatıon Z Anlass, nunmehr auch das Niedersächsi-
sche Kultusministerium klagen.

Dann folgte wiederum der Hınweils auf Verschleppung des Verfahrens selt
1946 Der Grund dieser Verschleppung sSe1 schlicht, dass das Kultusminis-
terıum eın absoluter Anhänger der Gemeinschaftsschule sSe1 und seline amıt-

lıchen Handlungen nıcht VO  zn seinen Einstellungen itrennen könne. Sodann
Beıtzen die Argumente und das Handeln der staatliıchen Stellen

einer scharfen Kritik. Er warf den staatlichen Stellen VOL, dass die ertung
der nichtabgegebenen Stimmen bei der Abstimmung im Jahr 1946 für die
Gemeinschaftsschule vollig willkürlich geschehen SEn weiıl die EIGA dazu
geschaffen sel, die Bekenntnisschule wiederherzustellen und ine solche
Wertung überhaupt nıcht Aaus ıhr entnehmen sel. Auch die Forderung
nach Mindestzahlen VO  e 60 bzw. 12 Schülern (ın gröfßeren rten EeNT-

spreche nıcht der EIGA und auch nıcht dem Volksschulunterhaltungs-
gESETZ VO  — 1906, weıl die dort geNanNNteEN Zahlen in 36 Abs einen vollig
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anderen Kontext häatten und auf diese Situation überhaupt nicht dL1SC-
wendet werden könne. Das he1ifst, dass In diesem Fall das nach WI1€e VOT

gültige Schulrecht eindeutig und bewusst falsch interpretiert worden und
damit gesetzeswildrig Nal DiIie Kontrollinstruktion 51 der britischen Militär-
regierung 3808{ lediglich Kinder, die Voraussetzung der Einrich-
(ung eliner Bekenntnisschule abzugeben.7° »DIie Ansıcht 1Im Schriftsatz der
Reglerung VO ö5 April 1949, dass die Kulturkontrollinstruktion 11UL ine
interne Anweısung für die Dienststellen der Militärregierung und für die
deutschen Dienststellen nıcht bestimmt Sal üurften nıcht recht verstand-
ich seln. Denn die Dienststellen der Militarregierung hatten Ja intern keine
Bekenntnisschulen einzurichten, sondern lediglich die Ausführung der
EIGA durch die deutschen Dienststellen überwachen.« Dıie Zahl D
könne daher 1Ur den Sınn haben, dass die deutschen Stellen bei Kın-
dern Bekenntnisschulen einzurichten haätten.

»Aber das Kultusministerium hat sıch dabei nıcht beruhigt, bringt nam-
ich weıterhin in die EIGA ine Einschrankung hinein, die dieselbe AL
nıcht enthalt, indem darauf abstellt, dass keıin Mehrbedarf Kosten
entstehen darf. Das 1st allerdings noch nıcht ın dem ersten Erlass VO

31.1.4 geschehen. Hıer 1st VOT iırgendwelchen Bedenken, die sıch Adus finan-
ziellen Gründen ergeben könnten, überhaupt keine Rede Dagegen wırd in
dem Erlass VO 21.06.46 Abs plötzlich ausgeführt, dass sıch AaUus den e1In-
gesandten Berichten WEeIl Gründe die eın formale Ausführung nach
dem Volksschulunterhaltungsgesetz ergaben, namlıch ä) dass die Einrich-
(ung VO  a mehreren e1In- oder wenigklassigen Schulen erfahrungsgemafs
en Absinken des Erziehungsstandes bewirke, und D) SAallZ erhebliche finan-
zielle Bedenken.« Diese gEeNANNTLEN Gründe führt Beıtzen aus selen
klar gesetzwidrig (sowohl die BIiIGA als auch das VUG)
Und argumentierte weıter, dass ın anderen vergleichbaren Fäallen das
finanzielle Argument keine Rolle spielen würde, WE einmal ine gesetzli-
che Anordnung vorliege. Schliefslich gıng Beılıtzen auf den speziellen Fall In
Sarstedt e1In. Er benannte noch einmal die Situation der Abstimmung, die
absolut eindeutig sel, und ging dann auf das Argument der Mehrkosten
eIin. Diese selen nach der EIGA vollig unerheblich, weıl bei jeder (ıim Or1-
ginal unterstrichen) gesetzlichen Regelung VO  3 den durchführenden Urga-
LE Kosten aufzuwenden selen. Davon abgesehen entstunden aber auch
keine, jedenfalls keine erheblichen Mehrkosten.7!



Inzwischen hatte die Auswartige Kammer Hıldesheim des Landesverwal-
tungsgerichts Hannover den Hauptsıtz In Hannover mıt Datum VO

Junı die rage der Zuständigkeit gerichtet, nachdem 1U  z auch das Kul-
tusmıinısterıum verklagt Nal Der Präsident des Landesverwaltungsgerichts
Hannover bestimmte mıt Schreiben VO August, dass die Kammer
Hıldesheim weıterhin zustandig se1.72

ıne weltere Juristische Spitzfindigkeit verzogerte das Verfahren SFEHeHE

Das Landesverwaltungsgericht monıterte, dass der Kläger Gabel selbst
keinen Antrag auf Zubilligung der Bekenntnisschule gestellt habe Pas-
LOr Höbbel MUSSTeEe also bescheinigen, dass der Antrag auf Wiederherstel-
lung der katholischen Bekenntnisschule ausdrücklich auch für den Kläger
August Gabel mitgestellt se1.73

Inzwischen drückte Beıltzen weıterhin auf das empo des Verfahrens. In
einem kurzen Brief VO September als Antwort auf en Schreiben des
Gerichts VO September74- das Landesverwaltungsgericht wWwIeSs der
Rechtsanwalt auf einen Schriftsatz des Hıldesheimer Regierungsprasiden-
ten VO 23.04.49 hıin, der den Antrag auf Errichtung der Bekenntnisschule
in Sarstedt dem Niedersächsischen Kultusminister Z Entscheidung VOISC-
legt habe, eine Entscheidung aber noch nıcht sel. Dieser Antrag

Beıtzen liefe bel Klageerhebung bereıts mindestens eın halbes Jahr,
dass nunmehr dringend Anberaumung eines Jlermıiıns AT mundlıi-

chen Verhandlung bitten wurde 75

Der Hildesheimer Regierungspräsident wIles In einer Stellungnahme
VO i Oktober 1949 den Niedersächsischen Kultusminister alle
Vorwüuürfe Beıtzens zurück und betonte die rechtliche Übereinstim-
INUuNg der erlassenen Rechtsvorschriften mıt der EIGA bzw. dem
Volksschulunterhaltungsgesetz. Er erklärte, dass 1m Regierungsbezirk VO  -

den 607 vorhandenen Volksschulen 260 evangelische Bekenntnisschulen,
76 katholische Bekenntnisschulen und Z/1 Gemeinschaftsschulen selen.
Schliefslich annte der Regierungsprasident die noch offenen Fälle ın
Hannoversch Münden, Hohenhameln, Holzminden, Wohldenberg (Sıllilum)
und naturlich Sarstedt, die noch ZUTLC Entscheidung anstunden.7®
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Am 6 Oktober 1949 versandte das Kultusministerium ine Abschrift der
Gegenerklärung den Regierungsprasidenten miıt der Bitte, dem Verwal-
tungsgericht die Situation der Bekenntnisschulen 1m Regierungsbezirk dar-
zustellen.77

In der Gegenerklärung selbst, die das Mınısterium selben Tage dem
Verwaltungsgericht zustellte, beantragte der Mınıster, die Klage kosten-
pflichtig abzuweisen. ur Begründung führte Rıichard O1g folgendes au  n

Man bestreite die Aktivlegitimation des Klägers, weiıl sowohl das MG
als auch die EIGA keine Einzelpersonen als Anspruchsberechtigte, S0OIl-

dern 1Ur die Gesamtheit der Eltern kenne. Im Übrigen könne der Klä-
SCI als Vater elines katholischen Kındes keinesfalls fordern, dass auch ine
evangelische Schule eingerichtet werde. Das beklagte Kultusministerium
se1 nıcht Dassıv legıtimiert, weıl die Einrichtung VO  - Bekenntnisschulen
sowochl nach dem VUG als auch nach der EIGA Sache der Schulauf-
siıchtsbehörde se1 und Schulaufsichtsbehörde sSEe1 nach der Urganısatıon der
Schulverwaltung der Regierungspraäsident. Der Klageantrag ginge deut-
ich welıt, weil der Klager nach der Verordnung Nr. 165 allenfalls
fordern könne, dass die eglerung ın der Angelegenheit iIne Entsche!i-
dung treffe, aber nicht, welchen Inhalt die Entscheidung habe musse. »Erst
dann, WEeNN die getroffene Entscheidung den Wuüunschen des Klägers nıcht
entspricht, kann der Klager nach Z diesen Verwaltungsakt anfechten.«

» DIie Ausführungen des Klägers ZUiT Sache und ZUTL Rechtslage werden
durchweg bestritten.... In Niedersachsen sind aufgrund der EIGA etwa
18500 Bekenntnisschulen eingerichtet worden, darunter allein ım egle-
rungsbezirk Hıldesheim 338Am 26. Oktober 1949 versandte das Kultusministerium eine Abschrift der  Gegenerklärung an den Regierungspräsidenten mit der Bitte, dem Verwal-  tungsgericht die Situation der Bekenntnisschulen im Regierungsbezirk dar-  zustellen.77  In der Gegenerklärung selbst, die das Ministertum am selben Tage dem  Verwaltungsgericht zustellte, beantragte der Minister, die Klage kosten-  pflichtig abzuweisen. Zur Begründung führte Richard Voigt folgendes aus:  ı. Man bestreite die Aktivlegitimation des Klägers, weil sowohl das VUG  als auch die EIGA I keine Einzelpersonen als Anspruchsberechtigte, son-  dern nur die Gesamtheit der Eltern kenne. Im Übrigen könne der Klä-  ger als Vater eines katholischen Kindes keinesfalls fordern, dass auch eine  evangelische Schule eingerichtet werde. 2. Das beklagte Kultusministerium  sei nicht passiv legitimiert, weil die Einrichtung von Bekenntnisschulen  sowohl nach dem VUG als auch nach der EIGA I Sache der Schulauf-  sichtsbehörde sei und Schulaufsichtsbehörde sei nach der Organisation der  Schulverwaltung der Regierungspräsident. 3. Der Klageantrag ginge deut-  lich zu weit, weil der Kläger nach $ 24 der Verordnung Nr. 165 allenfalls  fordern könne, dass die Regierung in der Angelegenheit eine Entschei-  dung treffe, aber nicht, welchen Inhalt die Entscheidung habe müsse. »Erst  dann, wenn die getroffene Entscheidung den Wünschen des Klägers nicht  entspricht, kann der Kläger nach $ 23 diesen Verwaltungsakt anfechten.«  4. »Die Ausführungen des Klägers zur Sache und zur Rechtslage werden  durchweg bestritten.... In Niedersachsen sind aufgrund der EIGA I etwa  1800 Bekenntnisschulen eingerichtet worden, darunter allein im Regie-  rungsbezirk Hildesheim 338 ... Es trifft zu, dass einige Fälle streitig geblie-  ben sind. Es handelt sich dabei in Niedersachsen um etwa 20 Fälle  Dabei handelt es sich stets um solche Fälle - wie in Sarstedt — in denen  nach Ziffer 9a II der EIGA TI die örtlichen Bedingungen nach der Ansicht  der deutschen Erziehungsbehörden die Einrichtung der Konfessionsschu-  len nicht zulassen«, sei es aus finanziellen oder pädagogischen Gründen.  Im weiteren Verlauf der Argumentation wurde noch auf die Kontroll-  Instruktion Nr. 31 eigegangen, die dem Kultusministerium bis dahin unbe-  kannt gewesen wäre und nur eine interne Anweisung der Besatzungs-  macht gewesen sei, auf den Erlass vom 21. Juni 1946, der nichts anderes  als die Übersetzung der allgemeinen Direktiven der EIGA I in die Praxis  der Schulverwaltung sei, und auf die Frage der Mehrkosten gegenüber denEs trıfft Z dass einıge Fälle streıtig geblie-
ben SInd. Es handelt siıch dabei ın Niedersachsen eLtwa Fälle
Dabe! handelt siıch solche Fäalle WI1e ın Sarstedt in denen
nach Zıffer 11 der BIGA die ortlichen Bedingungen nach der Ansıcht
der deutschen Erziehungsbehörden die Einrichtung der Konfessionsschu-
len nıcht zulassen«, se1 Aaus finanziellen oder padagogischen Gründen.

Im welteren Verlauf der Argumentation wurde noch auf die ontroll-
Instruktion Nr. 51 eigegangen, die dem Kultusministerium his dahin unbe-
kannt SCWECSCH ware und ‚ABBES eine interne Anweisung der Besatzungs-
macht SCWECSCH sel, auf den Erlass VO Juni 1946, der nıchts anderes
als die Übersetzung der allgemeinen Direktiven der EIGA ıIn die Praxıs
der Schulverwaltung sel, und auf die rage der Mehrkosten gegenüber den
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Kommunalverbaänden, auf die die Schulpolitik des Landes selbstverständ-
ich Rücksicht nehmen musse.7®

uch der Regierungsprasident VO  — Hıldesheim legte E November ın
einem Schreiben das Landesverwaltungsgericht noch einmal nach. Er
übernahm die Argumentatıon des Niedersächsischen Kultusministeriums
und bestritt ebentfalls die Aktivlegitimation des Klägers. Der zweıte Ableh-
nungsgrund 1st besonders delikat. >>g Z Abs der Verordnung Nr 165

VOLAUS, dass die Verwaltungsbehörden den Antrag abgelehnt oder
Aaus unzureichenden Grüunden innerhalb VO Onaten nıcht beschieden
haben Der Kläager hat auf den rag VO 13 Maı 194 7 einen schrift-
liıchen Bescheid VO  z mir nıcht erhalten, weiıl der rag dem Landkreis
Hildesheim-Marienburg AT Stellungnahme übersandt und VO  . diesem
versehentlich nıcht zurückgesandt worden WATrL. Der Klager W ar aber
bei der Schulabteilung der eglerung vorstellig geworden. Es 1st ihm dabe!
eroffnet worden, dass der Antrag auf Errichtung der Bekenntnisschule
dem Herrn Niedersächsischen Kultusminister ZUL Entscheidung vorgelegt
worden Nl DIiese mundliche Auskunft 1st als eın vorlaufiger Bescheid
WE /weiıerlei wird durch diese Aussage deutlich: Dass selbstver-
standlıch eine Mitwirkung des Landkreises bei der Planung und Durchset-
ZUNS VO  i Schulfragen erfolgt (Passıv-Legitimation?) und dass wWwesent-

lıche Schriftstücke der eglerung unbeantwortet bleiben, ohne dass ine
Nachfrage erfolgt.
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Punkt der Begründung befasste siıch wiederum mıt bekannten Gründen
der Mehrkosten und der padagogischen Verschlechterung; Z ;ffer MIt den
ebentfalls bekannten Zahlenspielen In DUNCLO Anmeldungen. Schliefslich
wehrte sıch Backhaus die Vorwürfe, dass die Bezirksregierung die
Konfessionsschulen LLUL mıt hinhaltendem Wiederstand eingerichtet hatte,
indem auf die veröffentlichten Zahlen VO  - eingerichteten Bekenntnis-
schulen bzw. auf die noch schwebenden Verfahren verwles.79

Eın weılteres umfangreiches Schreiben VO  e Rechtsanwalt Beıtzen das
Landesverwaltungsgericht Hıldesheim datierte VO Januar 1950 Darın
forderte das Gericht au endlich wen1gstens ın eliner der Bekenntnis-
schulsachen einen Verhandlungstermin anzZzUuSseTtZeN, weıl die Angelegenheit
selit Januar 1949 liefe Dann formulierte Beıtzen sowohl Z Schreiben des
Kultusministeriums als auch der Bezirksregierung Hıldesheim scharfe Ent-

SCHNUNSCH. Zum Schriftsatz des Kultusministers VO 26.10.49 führte
aus »DIe Aktivlegitimation des Klägers 1sSt ohne welteres gegeben. Die
diesbezüglichen Ausführungen des Kultusministers siınd überformalistisch
und treffen den ern der Sache Sal nıcht. DiIie EIGA und das Volksschul-
unterhaltungsgesetz geben W Aar nıcht ausdrücklich dem einzelnen Eltern-
teıl eın ausgesprochenes Recht SCH der Bekenntnisschule. Wenn aber die
Voraussetzungen vorliegen, mıiıthin iıne Bekenntnisschule eingerichtet
werden I1USS, [11USS jeder interessierte Elternteil en KlagerechtPunkt 3 der Begründung befasste sich wiederum mit bekannten Gründen  der Mehrkosten und der pädagogischen Verschlechterung; Ziffer 4 mit den  ebenfalls bekannten Zahlenspielen in puncto Anmeldungen. Schließlich  wehrte sich Backhaus gegen die Vorwürfe, dass die Bezirksregierung die  Konfessionsschulen nur mit hinhaltendem Wiederstand eingerichtet hätte,  indem er auf die veröffentlichten Zahlen von eingerichteten Bekenntnis-  schulen bzw. auf die noch schwebenden Verfahren verwies.7?  Ein weiteres umfangreiches Schreiben von Rechtsanwalt Beitzen an das  Landesverwaltungsgericht Hildesheim datierte vom 3. Januar 1950. Darin  forderte er das Gericht auf, endlich wenigstens in einer der Bekenntnis-  schulsachen einen Verhandlungstermin anzusetzen, weil die Angelegenheit  seit Januar 1949 liefe. Dann formulierte Beitzen sowohl zum Schreiben des  Kultusministeriums als auch der Bezirksregierung Hildesheim scharfe Ent-  gegnungen. Zum Schriftsatz des Kultusministers vom 26.10.49 führte er  aus: 1. »Die Aktivlegitimation des Klägers ist ohne weiteres gegeben. Die  diesbezüglichen Ausführungen des Kultusministers sind überformalistisch  und treffen den Kern der Sache gar nicht. Die EIGA I und das Volksschul-  unterhaltungsgesetz geben zwar nicht ausdrücklich dem einzelnen Eltern-  teil ein ausgesprochenes Recht wegen der Bekenntnisschule. Wenn aber die  Voraussetzungen  vorliegen, mithin eine Bekenntnisschule eingerichtet  werden muss, muss jeder interessierte Elternteil ein Klagerecht ... haben.  Das ergibt sich aus dem verfassungsmäßigen Recht am Kind... (Art. 6,2  des Grundgesetzes). ... Dass die Klage von der Gesamtheit der interes-  sierten Eltern hätte erhoben werden müssen, ist prozessrechtlich ... eine  völlige Unmöglichkeit. Denn die Gesamtheit der Eltern ist ja nicht etwa  eine juristische Person, sondern eine Vielheit natürlicher Personen, deren  Mitglieder fortgesetzt wechseln und die daher niemals einwandfrei auch  nur festgestellt werden können. ... Selbstverständlich kann kein Elternteil  die Errichtung einer Schule für sich allein verlangen. Er kann aber verlan-  gen, dass die Pflicht des Staates, eine Bekenntnisschule einzuführen, erfüllt  wird.« 2. Es »zeigt sich, dass die Behauptung des Klägers, Verwaltungs-  behörden täten alles um auf formellen und materiellen Wegen die Errich-  tung der Bekenntnisschulen zu verhindern, zutrifft. Wenn die Einlassung  der drei Beklagten in Frage kommt, dann ist überhaupt keiner zuständig.  Der Landkreis Hildesheim bestreitet seine Zuständigkeit im Schriftsatz  vom 23.4.1949. Der Regierungspräsident seine Passivlegitimation am Ende  seines Schriftsatzes vom 23.4.1949 und nun kommt auch noch der Kultus-  minister und bestreitet seinerseits ebenfalls die Passivlegitimation.« Daraushaben
Das ergibt sıch AUS dem verfassungsmäfßigen Recht Kind G:2
des Grundgesetzes). Dass die Klage VO  - der (Gesamtheit der interes-
sierten Eltern hatte erhoben werden mussen, 1st prozessrechtlich eine
vollige Unmöglichkeit. Denn die Gesamtheit der Eltern 1st Ja nıcht etwa

eine juristische Person, sondern ine Vielheit natürlicher Personen, deren
Mitglieder fortgesetzt wechseln und die daher nıemals einwandrfrei auch
1UFTr festgestellt werden können. Selbstverständlich kann kein Elternteil
die Errichtung elner Schule für siıch allein verlangen. Er kann aber verlan-
SCH, dass die Pflicht des Staates, eine Bekenntnisschule einzuführen, erfullt
wiıird.« Es »zelgt sich, dass die Behauptung des Kläagers, Verwaltungs-
behörden taten alles auf formellen und materiellen egen die Errich-
tung der Bekenntnisschulen verhindern, zutrifft. Wenn die Einlassung
der drei Beklagten in rage kommt, dann 1st überhaupt keiner zustandıg.
Der Landkreis Hiıldesheim bestreitet seiline Zuständigkeit 1m Schriftsatz
VO 2.3.4.1949 Der Regierungsprasident seline Passivlegıtimation Ende
selines Schriftsatzes VO 2,:3.4.194 9 und 1U  — kommt auch noch der Kultus-
minister und bestreitet selinerseılts ebenfalls die Passivlegitimation.« Daraus



zieht Beıitzen den Schluss, dass alle drei zuständig selen, aber selbst WeNnNn

Ende auch L1UTL eliner zustandıg ware, ware unerheblich, WE die
Klage die beiden anderen abgewilesen wurde. Zr Punkt des Schrift-
GAFZEes des stellte Beıtzen fest, dass unrichtig sel, dass der Klager
1Ur verlangen könne, dass die zustandigen Stellen »eıne Entscheidung“« tra-
fen Wenn die zustandıgen Stellen das nıcht taten); dann 111USS das Gericht
berechtigt se1n, seinerseılts ine Entscheidung treffen. Za Punkt des
Schreibens des erwiderte Beıtzen, dass offensichtlich überall In solchen
(GGemeinden Bekenntnisschulen eingerichtet worden selen, die mehrheitlich

einer bestimmten Kontfession gehörten. Abe aber ine gemischte
Bevölkerung wuürde die Einrichtung VO  S Bekenntnisschulen oft AUus faden-
scheinigen Gründen und die Gesetzeslage abgelehnt. DiIie rage nach
den Mehrkosten se1 nach dem (Jesetz unerheblich un eın Absinken der
Leistungsstande kame Sal nıcht In rage Weıter: » DDer Erlass des Kultusmi-
nısters VO Junı 1946 1st keineswegs ine ‚Übersetzung: der EIGA 1ın
die Praxıs der Schulverwaltung. Vielmehr hat INan gerade In diesen Erlass
alles das hinein gebracht, W ads [al seltens des Kultusministeriums B1
In der EIGA gehabt hatte, W as aber VO  = der Militarregierung absıicht-
ich nıcht hineingebracht 1St.« Der HınwelIls auf ine »andere« Sprache sSe1
vollig A4US der Lälft gegriffen, weıl samtliche anderen Erlasse und Gesetze
der Miliıtärregierung ohne iıne solche »Übersetzung« ausgekommen selen.
Und schliefslich wIles Beıtzen die Kostenargumente noch einmal VO Tisch,
weiıl Fälle gegeben hatte, die Einrichtung VO  = Bekenntnisschulen bil-
lıger SCWESCH ware als die Erstellung VO  3 Gemeinschaftsschulen Das Kul-
tusmıinısterıum habe aber in jedem Fall elsern den Gemeinschaftsschu-
len festgehalten.

Auf das Schreiben der Bezirksregierung gıng Beıtzen NUur relativ kurz ein,
weıl sıch viele Argumente wiederholten. Zaur Aktivlegitimation habe
bereits oben Stellung2 /7u Punkt des Schreibens erwiderte
Beıtzen, dass dem Kläger eın mundlıcher Bescheid erteilt worden sel. »Im
Übrigen reicht eın Bescheid, dass der rag dem Kultusminister DE“
legt sel, nıcht AaUs, die Klage auszuschliefßen, insbesondere hier nicht,
weıl Ja VO Kultusminister immer noch nıcht entschieden 1St.« Auf das
Mehrkostenargument W ar Beıtzen L11U  — schon einıge Male eingegangen,
wIes erNEeNLt zurück. Etwas ausführlicher nahm sich Beıtzen den Punkt
des Schreibens der Bezirksregierung VOL,; der seiner Meınung nach der
wirklichen Sach- und Rechtslage vollig vorbei ginge Der Beklagte wurde
anerkennen, dass nach dem VUG die Offentlichen Volksschulen ın der

Z} Z



Regel Bekenntnisschulen selen, dass aber die NS-Regierung rechtswidrig
samtliche Bekenntnisschulen ın Gemeinschaftsschulen umgewandelt habe:
ferner: dass durch die EiCZA das Unrecht wieder gutgemacht werden
sollte. Der Beklagte wüurde aber dann welıter ausführen, »dass eigentlich
diese Wiedergutmachung In allen schwierigen Fällen seltens der deutschen
Regierungsstellen inhibiert (verhindert, MK) 1St.« Beıtzen weilter: „ES 1st
vollig unmöglich, ein guültiges, bewährtes Gesetz, WI1e das Volksschulunter-
haltungsgesetz, heranzuziehen, damıt einen durch den Gewaltakt der
NS-Regierung entstandenen rechtswıdrigen Zustand legalisieren. Der

36 Abs des VUEG spiele also hier SAl keine Rolle Er könne EerStT dann
wieder gelten, WE durch die Wiederherstellung des rüheren Zustandes
normale Verhältnisse vorlagen. Auch auf den etzten Punkt des Schreibens
der Bezirksregierung gıng Beıtzen besonders e1n, namlich das die Anzahl
der wiedereingeführten Bekenntnisschulen eindeutig für die neutrale Hal-
(ung der eglerung spreche. Beıitzen blieb bei selinen Vorwürfen, weil
WAar richtig sel, dass ın verschiedenen Orten Bekenntnisschulen eingerich-
LEr selen, dass aber der Beklagte SCHIL, unfter welch ungeheuren
Schwierigkeiten das geschehen sSEe1 und dass die Einrichtung schliefslich NUr

erfolgt sen weıl S1€E mıt den besten Wıllen nıcht verhindert werden konnte.
(Beispiele: Stadt Hıldesheim —7 We!l zusätzliche Abstimmungen, Gemeinde
Poppenburg Aktion eines einzelnen Pfarrers, Himmelsthür Eltern sind
ın Schulstreik getreten.) Diese Schwierigkeiten schloss Beıtzen se1n
Schreiben könne das Landesverwaltungsgericht ın den entsprechenden
Akten dieser und vieler welterer Falle nachlesen.

egen diese Vorwürfe wehrte sıch die Bezirksregierung aallı Schreiben VO

Februar 1950 und legte noch einmal 1n allen Einzelheiten Qar, WI1e
aus ihrer Sıcht den Verzogerungen und Schwierigkeiten iın Hildesheim,
Himmelsthür und Poppenburg gekommen Se1i Am Ende der Darlegungen
wIles die Bezirksregierung die betreffenden Anschuldigungen VO Rechts-
anwalt Beltzen »als nıcht den Tatsachen entsprechend« zurück.®°

Am 13 Februar 1950 fand 19188  e die mundliche Verhandlung VOT dem Landes-
verwaltungsgericht Hannover Auswartige Kkammer Hildesheim (künf-
t1g Landesverwaltungsericht Hildesheim) gleich SCHh zweler Fäalle ın
ezug auf dasselbe Thema, namlıch der Errichtung VO  > Bekenntnisschulen,

Rechtsanwalt Dr. Beıtzen vertrat die Interessen der katholischen und
evangelischen Schulen sowohl für den Ort Hohenhameln als auch für die
Stadt Sarstedt. Verwaltungsgerichtsdirektor Dr. Giebler als Vorsitzender
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hatte zunaächst die Klage des Landwirts Böker den Landkreis Peıne,
die eglerung Hildesheim und den Niedersächsischen Kultusminister mıt
der Begründung abgewiesen, dass ein Verwaltungsakt im Sinne des Z
der Verordnung Nr. 165 nıcht vorliege un dass aufßserdem eın Rechtsan-
spruch auf die Vornahme des beantragten Verwaltungsaktes im Sinne des

der geNanNnNtenN Verordnung nıiıcht estehe. In der anschliefßsenden Ver-
handlung über den Fall Sarstedt Beıtzen Al die Sache VErtaSEN, da
ine andere Entscheidung als In der Sache Hohenhameln nıcht erwarten

SE1 und das Urteil Hohenhameln Berufung einzulegen beabsich-
tige. Diesem Antrag folgte das Gericht. Im Anschluss diese Verhandlung
wurde dem Regierungsprasidenten VO  . Hıldesheim VO Kultusministe-
1um die Entscheidungsbefugnis über die Errichtung VO  - Bekenntnisschu-
len ın Hohenhameln und Sarstedt übertragen.“*

Funf Wochen spater 22 Marz 1950 teilte die Bezirksregierung
Pastor agner für die evangelische Elternschaft und August Gabel als Ver-
Ltrefer des Katholikenausschusses mıt, dass ihr jeweıiliger Antrag auf Errich-
t(ung einer Bekenntnisschule abgelehnt worden sel1 Als Begründung wurde
wiederum eın Absinken des Erziehungsstandes und Mehrkosten durch die
Notwendigkeit Schulstellen angeführt.

DiIe evangelische Elternschaft legte diesen Bescheid keinen Eın-
spruch eın und schied damıt aus dem welılteren Kampf die Sarstedter
Konfessionsschulen (zunachst) aus DIies bedeutete zweiıfellos eline Schwä-
chung der kirchlichen Posıtionen.

Der Einspruch VO Rechtsanwalt Beıtzen 1m Namen des Katholikenaus-
schusses VO Maı wurde mıt Schreiben VO Juni als »unbegrün-
det zurückgewiesen«. Da nach dem Wegfall der Evangelischen Kirche 1Ur

das Bıstum Hildesheim ın dem Kampf übriggeblieben WAäl, SCeiZie siıch
die Bezirksregierung nunmehr detailliert damıt auseinander, Was die Eın-
richtung einer katholischen Bekenntnisschule zusätzlich der (seme1ln-
schaftsschule kosten wurde. Da inzwischen auch die Schülerfrequenzen
gegenüber den unmıiıttelbaren Nachkriegsjahren gesunken N, kam
die Bezirksregierung auf mindestens vier zusätzliche Stellen und folgerte
daraus: »Dem Antrag auf Errichtung eliner katholischen Bekenntnisschule
annn nıcht entsprochen werden.«S2



egen diesen Bescheid klagte Rechtsanwalt Beıtzen VOL dem Landesver-
waltungsgericht Hıldesheim Mıt Schreiben VO LE Juli 1950 mıt dem Ziel,
»den Bescheid des Beklagten aufzuheben und den Beklagten anzuwelsen,
die katholische Bekenntnisschule in Sarstedt errichten«.®3

Der Regierungspräsident beantragte mıiıt Schreiben VO 14 September 1950
das Landesverwaltungsgericht Hıldesheim die Klage den Eın-

spruchsbescheid VO Junı 1950 abzuweisen und dem Kläger die Kosten
des Rechtsstreites aufzuerlegen. Er begründete seline Abweisungsgesuch
mıt der EIGA und dem Erlass des Oberpräsidenten VO 51 Januar 1946 in

Verbindung miıt 26,9 des VUG und dem Hınweils auf die Abstimmungs-
ergebnisse SOWIe darauf, dass die ortlichen Verhältnisse nach Meınung der
deutschen Schulverwaltungsbehörden die Einrichtung einer Bekenntnis-
schule gestatten. Da aber der Rat der Stadt Sarstedt die UÜbernahme der
Mehrkosten abgelehnt habe, habe die Bezirksregierung die Einrichtung
VO  - Bekenntnisschulen abgelehnt. Ausführlich werden diese Mehrkosten,
die durch die Einrichtung der kath Bekenntnisschule entstehen wurden,
vorgerechnet. Ergebnis: Es waren drei zusatzliche Lehrkräfte erforderlich.
Auf die vorhergehenden Schriftstücke wurde verwiesen.4

uch dieser Versuch über eine gerichtliche Entscheidung YyABER Einrichtung
eliner katholischen Bekenntnisschule gelangen, WAar gescheitert.

lı AÄntrag und eıne zweıte lage der katholischen
Fiternschaft Sarstedts 1951)

IIr Hans Beılıtzen stellte Februar 1951 aIine1ls der katholischen Eltern
den Regierungsprasidenten VO  — Hildesheim den Antrag, »die bereits selt

langerer eıt geforderte katholische Bekenntnisschule auf Grund des 59
des Volksschulunterhaltungsgesetzes VO  . 1906 einzurichten, da die Zahl
der katholischen Kinder iın den etzten Jahren mehr als j B  O betrug und
heute noch über 337 liegt«.®

Dıiesen Antrag stellte die katholische Elternschaft AZT amen) April
LO5E S1e begründete den rag PrNeHt mıt dem Recht auf Wiedergut-
machung, dem Elternrecht, den Schulartikeln der Weıiımarer Verfassung,
dem Volksschulunterhaltungsgesetz VO  - 1906 und dem Reichskonkordat.
S1e wIles in dem Schreiben darauf hin, dass über 360 katholische Kınder

2.2.4 225



zurzeıt die hiesige Gemeinschaftsschule besuchten, dass sich katholische
Lehrkräfte In den Schulen befänden und dass das Gebäude der ehemalı-
gCH kath Schule Mıt Klassenräumen. Aufßerdem aufßserten die Eltern die
Überzeugung, dass der Stadt durch die Einführung der katholischen Schule
keine ennenswerten Mehrkosten entstehen wurden. S1ıe wlesen auch auf
die Versuche hın, selt 1945 die Schule wıiederherzustellen.?®

DiIe Bezirksregierung übersandte den Antrag August 1951 den
Schulrat für den Landkreis Hıldesheim MIt Bıtte gemafs 36,9 VUG
prüfen, ob mehr als 12  ® kath Kinder ununterbrochen fuüunf aufeinander-
folgende Jahre NIiE Ausschluss der Gastschulkinder die Gemeinschafts-
schule in Sarstedt esucht haben und ob diejenigen, welche In dem Antrag
die Unterschriften abgegeben haben, gesetzliche Vertreter dieser katholi-
schen Kinder waren.°7

Der Schulrat antwortete 28 August 1951 und teilte die Zahlen der
katholischen Schüler, die VOoO  — 1946 bis 1951 die Sarstedter Volksschulen
besuchten, mıt S1e steigerten sich VO  3 DE im Jahr 1946 auf 351 ıim Jahr
195J, erfüllten also die Voraussetzungen des VUG bei weıtem. Auch die
Liste der Eltern, die den Antrag unterschrieben hatten, wurde bıs auf Zzwel
Fälle nıcht beanstandet.®®

Aufgrund einer Verfügung der eglerung VO I8 Oktober 191 stellte der
Schulrat muıiıt Schreiben VO 29 Oktober 1951 IHe Tabelle über möglıche
Klassengröfßen einer evtl einzurichtenden katholischen Schule auf: Wenn
INan 320 Schüler zugrunde legte, ergab sıch ine 7-klassige Schule, WE

INan die Jahrgänge und zusammenfasste. Dafür wurden Lehrkräfte
benötigt. Wortlich schrieb der Schulrat: »Be1l der Einrichtung einer 7-klas-
sıgen Volksschule 1sSt schwer, VO  - einem Absinken des Bildungsstandes
sprechen wollen. Wenn InNnan VO  = der Besoldung des Schulleiters absieht,
die durch die Landeskasse erfolgt, so sınd enswerte Mehrkosten niıcht

errechnen. Die Raumfrage könnte noch einıge Schwierigkeiten machen,
da In Sarstedt für 37 Lehrpersonen (nur) Unterrichtsräume ZUE: ' erfü-
SUNg stehen.«9

Auch dieser Antrag wurde VO der Bezirksregierung abgelehnt, sodass
Dr. Beıtzen November 1951 erneuf klagen mMusstife Der egle-
rungsprasident VO  e Hıldesheim antwortete auf den Schriftsatz des Klagers
mıt Schreiben VO Dezember 1985% »|IIie vorliegende Klage nach



Z 165 OTraus, dass der Klager ın seinen Rechten beeinträchtigt 1st.
Es IMUSS dann dem Klager eın subjektives Öffentliches Recht zustehen,
VO  - dem Beklagten die Errichtung einer Bekenntnisschule verlangen
können. Eın solches Recht hat der Kläger nıcht. Dass VO  a nıemand
die Errichtung oder Schliefsung eliner OÖffentlichen Schule verlangt werden
kann, 1st auch In der Rechtsprechung anerkannt (vgl. Hessisches VGHÄ-
Urteil VO 123 Oktober 1950 In MDR 951, 185) Dıie VO Klaäger zıtlierte
Vorschrift des 36 Abs VUG begründet WAar inNe Pflicht der Behörde,

fehlt aber die Begründung des Rechts oder, WI1e Jellinek$ 23 VO 165 voraus, dass der Kläger in seinen Rechten beeinträchtigt ist.  Es muss dann dem Kläger ein subjektives öffentliches Recht zustehen,  von dem Beklagten die Errichtung einer Bekenntnisschule verlangen zu  können. Ein solches Recht hat der Kläger nicht. ... Dass von niemand  die Errichtung oder Schließung einer öffentlichen Schule verlangt werden  kann, ist auch in der Rechtsprechung anerkannt (vgl. Hessisches VGH-  Urteil vom 13. Oktober 1950 in MDR 951, S. 185). Die vom Kläger zitierte  Vorschrift des $ 36 Abs. 9 VUG begründet zwar eine Pflicht der Behörde,  es fehlt aber die Begründung des Rechts oder, wie Jellinek ... es ausdrückt,  die Willensmacht, die Anwendung zu seinen Gunsten zu verlangen... Aus  der Vorschrift des $ 36 Abs. 9 VUG kann nicht auf ein subjektives öffent-  liches Recht auf Errichtung einer Bekenntnisschule geschlossen werden,  weil kein Rechtsmittel gegeben ist. Auch die Erziehungsanweisung Nr. ı  vom 14. Januar 1946 gibt kein solches Recht. Das folgt einmal daraus, dass  es sich um eine Anweisung an Behörden handelt. Ferner darf nicht über-  sehen werden, dass die Errichtung der Bekenntnisschulen in das Ermessen  der Behörde gestellt ist (vgl. Abschnitt III, Ziffer 9a(II) und Abschnitt II,  Ziffer 3(b).« Das Schreiben schloss mit dem Antrag, die Klage abzuwei-  sen.?° Aufgrund dieser Antwort wurde das gerichtliche Verfahren zunächst  ausgesetzt.  _ 12. Die Wiederaufnahme der Klage, ein weiterer Antrag  und rechtliche Dispute (1952—-1953)  Am 18. November 1952 teilte Rechtsanwalt Dr. Beitzen dem Regierungs-  präsidenten von Hildesheim mit, dass er den Auftrag habe, die beim Lan-  desverwaltungsgericht anhängige Klage wiederaufzunehmen. Da der Nie-  dersächsische Kultusminister inzwischen den Erlass vom 21. Juni 1946  aufgehoben habe?, dürfte die Auseinandersetzung dadurch vereinfacht  sein, dass für die Zukunft nur die gesetzlichen Bestimmungen anzuwenden  seien. Er wolle aber vor Aufnahme der Klage nicht verfehlen anzufragen,  ob nunmehr die Einrichtung der katholischen Bekenntnisschule in Holz-  minden vor dort aus nicht ohne verwaltungsgerichtliche Entscheidung  durchgeführt werden könne.??  Diese Anfrage nahm die Bezirksregierung zum Anlass, erneut die zustän-  digen Schulräte der noch anhängigen Fälle (Lamspringe, Holzminden,  Hannoversch Münden, Hohenhameln und Sarstedt) mit Schreiben vom  226  227ausdrückt,
die Wiıllensmacht, die Anwendung seinen (Gsunsten verlangen... Aus
der Vorschrift des 36 Abs VUG annn nıcht auf eın subjektives Offent-
liches Recht auf Errichtung einer Bekenntnisschule geschlossen werden,
weıl ein Rechtsmittel gegeben 1st. uch die Erziehungsanweisung Nr.
VO I4 Januar 1946 gibt keıin solches Recht Das folgt einmal daraus, dass

sich ine Anweılsung Behörden handelt. Ferner darf nıcht über-
sehen werden, dass die Errichtung der Bekenntnisschulen in das Ermessen
der Behörde gestellt 1st (vgl. Abschnitt ILL, Zıffer ga(Il) und Abschnitt IL
Ziffer Das Schreiben schloss mıt dem Antrag, die Klage abzuwe!l-
sen.?° Aufgrund dieser Antwort wurde das gerichtliche Verfahren zunaächst
ausgeSetztT.

12 DIie Wiederaufnahme der lage, e1n welıterer Antrag
und rechtliche Dispute (1952—1953)

Am 18 November 19572 teilte Rechtsanwalt Dr. Beıtzen dem eglerungs-
prasıdenten VO  5 Hildesheim mıt, dass den Auftrag habe, die beim Lan-
desverwaltungsgericht anhaängige Klage wiederaufzunehmen. DDa der Nıe-
dersächsische Kultusminister inzwischen den Erlass VO Junı 1946
aufgehoben habe”, dürfte die Auseinandersetzung adurch vereinfacht
SeIM); dass für die Zukunft NUr die gesetzlichen Bestimmungen anzuwenden
selen. Er wolle aber VOLIL Aufnahme der Klage niıcht verfehlen anzufragen,
ob nunmehr die Einrichtung der katholischen Bekenntnisschule in olz-
minden VOTLr dort Aaus nıcht ohne verwaltungsgerichtliche Entscheidung
durchgeführt werden könne.?

Diese Anfrage nahm die Bezirksregierung FA B Anlass, erneut die zustan-

digen Schulräte der noch anhängigen Fälle (Lamspringe, Holzminden,
Hannoversch Münden, Hohenhameln und Sarstedt) mıt Schreiben VO

226 227



Dezember 1982 bitten, dıe gesetzlichen Bestimmungen nach 36 Saft.
des VUKG überprüfen Anzahl der kath Kınder waährend aufeinanderfol-
gender Jahre mussten 60 bzw. M  ® bei Gemeinden mMIıt mehr als 50OOO Einwoh-
HE se1n), da diese Voraussetzungen 7B 1im Fall Lamspringe nıcht der Fall
SCWESECH waren.? Fur Sarstedt meldeten die Schulleiter der Knaben- und der
Maädchenschule Januar 1953 insgesamt 293 katholische Kinder, die

April 1951 offentliche Volksschulen esucht häatten.°

Beıtzen hatte In der Z/wischenzeit aufgrund einer Unterredung mıt
dem Staatssekretär 1im Kultusministerium Dr. Gunther Rönnebeck

Dezember 1952 ıne Zusammenstellung der SscCmH der Errichtung VO  e

Bekenntnisschulen laufenden Verwaltungsgerichtsprozesse dem Staats-
sekretär L7. Dezember 1952 übersandt. Es ging wieder die bereits
VO  z der Bezirksregierung genannten Fälle In dem Schreiben bat Beıtzen
Dr. Rönnebeck die Fälle nochmals überprüfen und dann die Errichtung
der Bekenntnisschulen verfügen wollen.95 Rönnebeck wiederum schrieb

den Hıldesheimer Reglerungsprasiıdenten und bat bıis ZUuU 55 Marz
Bericht. Dabei gab ein Schema VOLr Stichtag, Einwohnerzahl der

Gemeinde, Anzahl der Volksschulen In der Gemeinde, Art dieser Schulen,
Anzahl der katholischen Schüler für die Jahre 1948 bıis 1952, Mitteilung,
ob die Gemeinde die evtl. entstehenden Mehrkosten übernehmen wurde.9®
Entsprechend dieses Schemas eitete der Keglerungspräsident mıt Schrei-
ben VO I6 Januar die Anfragen die zustandigen Schulräte weılter.27

Die Stadt Sarstedt beantwortete die gestellten Fragen mıt Schreiben VO

I6 Februar 1955 und wIes NTIe Punkt darauf hın, dass »die Gemeinde-
vertretung8. Dezember 1952 zu bitten, die gesetzlichen Bestimmungen nach $ 36 Ziff. 9  des VUG zu überprüfen (Anzahl der kath. Kinder während 5 aufeinanderfol-  gender Jahre müssten 60 bzw. 120 bei Gemeinden mit mehr als 5000 Einwoh-  nern sein), da diese Voraussetzungen z.B. im Fall Lamspringe nicht der Fall  gewesen wären.® Für Sarstedt meldeten die Schulleiter der Knaben- und der  Mädchenschule am 9. Januar 1953 insgesamt 293 katholische Kinder, die am  5. April 1951 öffentliche Volksschulen besucht hätten.?  Beitzen hatte in der Zwischenzeit aufgrund einer Unterredung mit  dem Staatssekretär im Kultusministerium Dr. Günther Rönnebeck am  4- Dezember 1952 eine Zusammenstellung der wegen der Errichtung von  Bekenntnisschulen laufenden Verwaltungsgerichtsprozesse dem Staats-  sekretär am 17. Dezember 1952 übersandt. Es ging wieder um die bereits  von der Bezirksregierung genannten Fälle. In dem Schreiben bat Beitzen  Dr. Rönnebeck die Fälle nochmals zu überprüfen und dann die Errichtung  der Bekenntnisschulen verfügen zu wollen.® Rönnebeck wiederum schrieb  an den Hildesheimer Regierungspräsidenten und bat bis zum ı15. März  um Bericht. Dabei gab er ein Schema vor: Stichtag, Einwohnerzahl der  Gemeinde, Anzahl der Volksschulen in der Gemeinde, Art dieser Schulen,  Anzahl der katholischen Schüler für die Jahre 1948 bis 1952, Mitteilung,  ob die Gemeinde die evtl. entstehenden Mehrkosten übernehmen würde.%  Entsprechend dieses Schemas leitete der Regierungspräsident mit Schrei-  ben vom 16. Januar die Anfragen an die zuständigen Schulräte weiter.?”7  Die Stadt Sarstedt beantwortete die gestellten Fragen mit Schreiben vom  16. Februar 1953 und wies unter Punkt 5 darauf hin, dass »die Gemeinde-  vertretung ... bereits in der Vergangenheit die Übernahme von möglicher-  weise durch die Einrichtung einer Bekenntnisschule entstehenden Kosten  abgelehnt« habe.?®  Parallel antwortete Rönnebeck Rechtsanwalt Beitzen mit Schreiben vom  8. Januar 1953: Da der Regierungspräsident in den genannten Fällen es  abgelehnt habe, im Anschluss an die EIGA-Abstimmung die Errichtung  von katholischen Bekenntnisschulen einzurichten, was den Vorschriften  entsprach, hätte Beitzen mit seiner Klage von vornherein keine hinrei-  chende Aussicht auf Erfolg gehabt. An dieser rechtlichen Beurteilung habe  sich durch den Zeitablauf nichts geändert. Er sehe daher auch keine Mög-  lichkeit, in die schwebenden Verfahren einzugreifen. Trotzdem habe er den  Regierungspräsidenten um einen Zwischenbericht gebeten.®bereits ın der Vergangenheit die Übernahme VO  5 möglicher-
Welse durch die Einrichtung einer Bekenntnisschule entstehenden Kosten
abgelehnt« habe.9®

Parallel antwortete Rönnebeck Rechtsanwalt Beıtzen mıt Schreiben VO

Januar 1953 Da der Reglerungspräsident iın den geNannten Fällen
abgelehnt habe, im Anschluss die EIGA-Abstimmung die Errichtung
VO  e katholischen Bekenntnisschulen einzurichten, W as den Vorschriften
entsprach, hätte Beıtzen mıt seiner Klage VO  a vornherein keine hinrei-
chende Aussıcht auf Erfolg gehabt. An dieser rechtlichen Beurteilung habe
siıch durch den Zeitablauf nıchts geandert. Er sehe daher auch keine MOg-
lichkeit, in die schwebenden Verfahren einzugreifen. Irotzdem habe den
RKeglerungsprasidenten einen Zwischenbericht gebeten.?



In der Zwischenzeit hatte das Bischoöfliche Generalvikarıiat das katholische
Pfarramt iın Sarstedt aufgefordert, erneut die katholische Elternschaft
bitten, einen welteren Antrag ZUrLC. Einrichtung einer katholischen Schule
stellen. In dem Schreiben VO Februar 1955 WIeS B7 Offenstein darauf
hın, dass eine HCcE Unterschriftensammlung WAar viel Arbeit mache, S1e
aber auch durchaus Vorteile bringe: Finmal wurde der rag auf den LICU-

Stand gebracht, sodann selen die Erfolgschancen gestlegen, weiıl der
Erlass Juniı 1946 aufgehoben S@1. Zugleich wurde der NECUEC Vorsto(fs auf
die Gemeinde sicher belebend wirken und seinen Eindruck bel der egle-
LULNS nıcht verfehlen.1°°

Insgesamt konnte Pastor Anton Gülpen Pastor in Sarstedt Nal I95T1 mıt
Schreiben VO Pr Marz 1955 dem Generalvikarıiat 125 Unterschriften pra-
sentlieren, L1UL Erziehungsberechtigte häatten die Unterschrift verwel-
gert. Diıiese Eingabe 1st VO  . Offenstein Marz den Regierungs-
prasiıdenten weitergeleıtet worden.1°2 Die Bezirksregierung hat die Liste
mMIt Schreiben VO 14 April den Schulrat Hildesheim-Land ZUL Über-
prüfung, ob die Unterzeichneten die gesetzlichen Vertreter der Schulkinder
sind, übergeben.

Miıt Schreiben VO April 1953 bat Dr. Beltzen das Landesverwaltungsge-
richt Hıildesheim das Verfahren die beklagten Verwaltungsinstanzen,
das bislang geruht habe, »weıl aufßergerichtliche Verhandlungen zwischen
den höheren Instanzen liefen, VO  > denen werden konnte, dass die
Einrichtung der Bekenntnisschulen allgemeın gesetzmalsig VOrSCHOINITL
werden wurde«, einen ortgang geben. »IJa sich In allen Sachen im
(Grunde dieselbe rage handelt, wird vielleicht zweckmäalßsig se1ın,
zunachst 1Ur eine Sache durch Instanzen führen, Kosten undIn der Zwischenzeit hatte das Bischöfliche Generalvikariat das katholische  Pfarramt in Sarstedt aufgefordert, erneut die katholische Elternschaft zu  bitten, einen weiteren Antrag zur Einrichtung einer katholischen Schule zu  stellen. In dem Schreiben vom 8. Februar 1953 wies Dr. Offenstein darauf  hin, dass eine neue Unterschriftensammlung zwar viel Arbeit mache, sie  aber auch durchaus Vorteile bringe: Einmal würde der Antrag auf den neu-  esten Stand gebracht, sodann seien die Erfolgschancen gestiegen, weil der  Erlass 271. Juni 1946 aufgehoben sei. Zugleich würde der neue Vorstoß auf  die Gemeinde sicher belebend wirken und seinen Eindruck bei der Regie-  rung nicht verfehlen.!°°  Insgesamt konnte Pastor Anton Gülpen (Pastor in Sarstedt sei 1951) mit  Schreiben vom 2. März 1953 dem Generalvikariat 123 Unterschriften prä-  sentieren, nur 4 Erziehungsberechtigte hätten die Unterschrift verwei-  gert.!°* Diese Eingabe ist von Offenstein am 5. März an den Regierungs-  präsidenten weitergeleitet worden.!°? Die Bezirksregierung hat die Liste  mit Schreiben vom 14. April an den Schulrat Hildesheim-Land zur Über-  prüfung, ob die Unterzeichneten die gesetzlichen Vertreter der Schulkinder  sind, übergeben.  Mit Schreiben vom 4. April 1953 bat Dr. Beitzen das Landesverwaltungsge-  richt Hildesheim das Verfahren gegen die beklagten Verwaltungsinstanzen,  das bislang geruht habe, »weil außergerichtliche Verhandlungen zwischen  den höheren Instanzen liefen, von denen erwartet werden konnte, dass die  Einrichtung der Bekenntnisschulen allgemein gesetzmäßig vorgenommen  werden würde«, einen Fortgang zu geben. »Da es sich in allen Sachen im  Grunde um dieselbe Frage handelt, wird es vielleicht ... zweckmäßig sein,  zunächst nur eine Sache durch 2 Instanzen zu führen, um Kosten und ...  Arbeit zu sparen«. Diese eine »Sache« war der Fall Hohenhameln, weil dort  schon die evangelische Bekenntnisschule eingerichtet war und die noch  verbliebenen »Gemeinschaftsschule« fast ausnahmslos katholische Kinder  beschulen würde.*°3 Beitzen beantragte also in der Sache Hohenhameln  schnellstmöglich einen Termin zur mündlichen Verhandlung anzusetzen  und die übrigen Sachen bis zur Entscheidung der Sache Hohenhameln aus-  zusetzen.  Am 4. Juni zog Beitzen seinen Antrag beim Landesverwaltungsgericht auf  Anberaumung eines mündlichen Verhandlungstermins zurück und bat  darum das Verfahren weiter auszusetzen. Zur Begründung führte Beitzen  228  229Arbeit SParcN*. Diese ine »Sache« WAar der Fall Hohenhameln, weıl dort
schon die evangelische Bekenntnisschule eingerichtet WAar und die noch
verbliebenen »(Gemeinschaftsschule« fast ausnahmslos katholische Kinder
beschulen wurde.*°3 Beıtzen beantragte also in der Sache Hohenhameln
schnellstmögliıch einen Termın 7E mundlichen Verhandlung anzusetizen

und die übrigen Sachen bıs ur Entscheidung der Sache Hohenhameln aus-

zusetze

Am Juni ZOB Beıtzen seinen Antrag beim Landesverwaltungsgericht auf
Anberaumung eines mundlichen Verhandlungstermins zurück und bat
darum das Verfahren weıter AUSZUSEeTIzZeEN Zur Begründung führte Beılıtzen
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AUS » In den vorbezeichneten Verwaltungsstreitsachen geht mir heute
1nNe Mitteilung des hiesigen Herrn Regierungspräsidenten Z wonach In
der Angelegenheit Hohenhameln nunmehr Jun1 1955 die bisherige
Gemeinschaftsschule einer kath Bekenntnisschule erklärt Ist, weiıl In ıhr
fast ausschlie{fslich kath Kinder vorhanden Sind. Ferner 1st verfügt, dass ın
Holzminden ıne kath Bekenntnisschule einzurichten 1st. In Lamspringe
steht die Einrichtung elner Bekenntnisschule nach der gleichen Mitteilung
der Herrn Regierungspräsidenten bevor, und In den anderen beiden Sachen
(Sarstedt SOWIE Hannoversch Münden) hat sich der Herr Regierungsprasli-
dent bereit erklärt, die Bekenntnisschule einzurichten, falls die eingeleiteten
Voraussetzungen des VUG dafür vorlagen.«1°4

Umso erstaunlicher 1st die Tatsache, dass die Hildesheimer Bezirksregie-
Iung den erneuten Antrag des »katholischen Elternausschusses« auf Eın-
richtung einer »Volksschule mıt katholischen Lehrkräften In Sarstedt« mıt
Schreiben VO Z Junı 1955 abgelehnt habe, weiıl für die Knabenschule 1Ur

68 und für die Mädchenschule L1UTLE £) Erziehungsberechtigte einen rag
gestellt hatten; hatten jedoch gemafs 36 Abs VAIGG mindestens ] A  O

Erziehungsberechtigte DIO Schule einen rag stellen mussen.!°5

Dieses Schreiben löste bei den Sarstedter Katholiken hochste Entrustung
AdUs, weıl plötzlich eine NEUC rechtliche Interpretation Platz oriff, die bis-
her überhaupt nicht 1m Raume stand. Pastor Gülpen schrieb Julı
Ir Beıtzen: »Es 1st geradezu empöOrend, mıt welcher gesuchten Handhabe
und Willkür Da  O Unterschriften nunmehr 240 gefordert werden. Wır
wollen In Sarstedt Ja doch nıcht katholische Schulen für Knaben und
Mädchen etrenNnNt, sondern LLUTL eiıne. Ob die Formulierung „Jeder Schule«

gedeutet werden kann, WI1e die Reglerung LUL, annn doch ohl stark
bezweiıfelt werden. ach der Intention des Gesetzgebers werden im VAUG
ı N  O Elternunterschriften für jedes NEUu einzurichtende ( ım Original
geschrieben, MK) Schulsystem, und nıcht für jedes bestehende Schulsys-
te  3 gefordert. «1° Am selben Jag gab Gülpen auch gegenüber dem (Sen2-
ralvikariat selne Enttäuschung kund.1°7

egen diese Verfügung, die sowohl Sarstedt als auch Hannoversch Mun-
den und Osterode traf, legte Rechtsanwalt B Beıltzen mıt Schreiben VO

Juli beim Regierungspräsidenten Einspruch ein.1°6



Der Regierungspräsident Nntiwortel dem Bischöflichen Generalvikarıiat
ın einem Schreiben VO August 1955, dass SCH der grundsätzlichen
Bedeutung der angeschnittenen Fragen dem Niedersächsischen Kultus-
minıster berichtet habe und nach kıngang seiner Antwort alsbald auf die
Sache zurückkaäme.1°9

Inzwischen hatte sich auf höherer Ebene eın welılterer Dısput entwickelt.
Das Kultusministerium hatte in einem Schreiben VO L: Maı 1955 Wel
Beschwerden über die Ablehnung der Einrichtung VO  e Bekenntnisschulen
mıt der Begründung abgewilesen, dass für die Errichtung VO  e Bekenntnis-
schulen HE der 36 VUG; ma{fsgebend sSe1

Auf dieses Schreiben antwortete der Generalvikar Dr. Offenstein In einem
dreieinhalb Seliten langen Brief, der auf den 26 Junı datiert ist. In ihm g1ing
Offenstein detailliert auf die rechtliche Siıtuation der Bekenntnisschulen
1Nn. Er schrieb unftfer anderem: »Di1e 1m November 1951 1m inneren Verwal-
tungsbereich erfolgte miniısterielle Erklärung, dass künftig nach den (Geset-
ZCI verfahren SEl konnte das Recht gemafs BEIGA auf die Errichtung
der verbleibenden, auf Grund der EIGA-Abstimmung beanspruchenden
Schulen nıcht beseitigen. Denn handelt siıch eın bereits erworbenes
Recht, das nicht erst durch NECUEC Antrage und Abstimmungen erkau-
fen W d[l. Gemäafs BIıIGA sollte die darın gegebene Regelung der Schul-
frage ahnlich dem bei der Wiedereröffnung der Schule 1945 eingeführten
Zustande LL1UL vorübergehend se1n. ach Erlangung der gesetzgeberI1-
schen Selbständigkeit sollte dem deutschen Volke die Wahl gegeben se1n,
S1e beizubehalten oder andern. In Niedersachsen 1st die Rückkehr Zu

alten Schulrecht erfolgt. In der Konfessionsschulfrage gilt darum wieder
das MJ  © Darum 1st zunachst jedes Unrecht (Gelst und Buchstaben
des NG wiedergutzumachen, einerle1 ob 1m Drıitten Reich oder nach-
her geschehen 1st. Vor allem 1st durchzuführen, nach dem die Schulen
1ın der Regel konfessionell gestalten Sind. In der Regel, ın allen Fäal-

Niemals kann sodann derlen, ausgClNOMMECN kleine Simultanschulen
durch Unrecht geschaffene Zustand als Ausgangspunkt für die nterpre-
tatıon des VUGG benutzt werden, sondern L1UL der Zustand, WI1e nach
dem UG se1in sollte, auch WE dieser de facto nıcht esteht. Das allein
entspricht der Absicht des Gesetzgebers, der im (Gesetz selber klar Z
Ausdruck kommt. Darum kann für einen Antrag auf Errichtung konfes-
sioneller Schulen ın WHÜUSGICH Fällen niıcht 36, sondern LUr in rage
kommen.«1*4°
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13 Das Ziel VOT ugen (1953—1954)

Dr. Offenstein hatte In einem Schreiben das katholische Pfarramt in
Sarstedt VO Juli noch einmal Ngeregt, prüfen, ob nicht für 15  O Kın-
der einer Schule die Erziehungsberechtigten bereit waren, einen Antrag auf
Errichtung eliner katholischen Schule stellen (obwohl das seliner Rechts-
auffassung nach eigentlich nıcht notıg ware).! emaäa{s fernmuüundlicher
Weısung durch Domdechant Stuke VO Juli 1953 sollte diese nregung
ın die Jat umgesetzt werden ı12

In Zzwe!l Schreiben VO xS: August und 78 Oktober 1953 überreichte das
BG  Z dem Reglerungspräasiıdenten VO  a Hıldesheim einerse1lts die ın Sarstedt
gesammelten Unterschriften, die die Zahl VO  . Z  ® deutlich überschrit-
ten hatten, und andererseits einen welteren rag auf Errichtung eliner
Bekenntnisschule MIt der Bemerkung, dass »be]l einem Hınauszogern
ın den katholischen Kreisen die Befürchtung entstehen (könnte), als ob in
irgendeiner Welse VO  a irgendwelchen Kräften die Errichtung der Schule
überhaupt hintangehalten werden sollte«.13

Diese Bemühungen der Stadt Sarstedt natuürlich nıcht verborgen
geblieben. S1e hegte die (nıcht unberechtigte) Befürchtung, dass auf Dauer
die Ablehnung der Kosten die Einrichtung einer Bekenntnisschule nıcht
wurde verhindern können. Deshalb wandte sich die Stadt aufgrund eInes
Urteils des Landesverwaltungsgerichts Duüusseldorf VO 19 Marz 1953

September 1955 den Niedersächsischen Stadtebund und bat Aus-
kunft, ob die Rechtslage 1im Bundesland Nordrhein-Westfalen der 1n Nıe-
dersachsen entsprache, denn dann »bestüunde auch in Niedersachsen nıcht
die Möglıichkeit, dass sich die Gemeinden, die Ja Schultraäger sind,
die Anderung ihrer Schulformen ernsthaft ZAUE Wehre könnten.1!14

Dıie Antwort des Niedersächsischen: Stadtebundes VO September 1953
War eindeutig. Miıt Blick auf den 36 Abs VUÜUG führt der Geschäfts-
führer AaUusSs »Sofern diese Voraussetzungen erfüllt sind, 1st der Schultrager
verpflichtet, neben der Gemeinschaftsschule eine Konfessionsschule
errichten. Gegebenenfalls kann die Gemeinde VO  - der Aufsichtsbehörde
dazu angehalten werden, dieser Verpflichtung nachzukommen.« Der Autor
fuhr fort, dass der zuständige Referent des Niedersächsischen Kultusmi-
nısteriıums dazu ne1ge, dass dieser Standpunkt auch für die Verhältnisse ın
Niedersachsen zutreffe. »Auch In Niedersachsen gehöre die Entscheidung
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über den konfessionellen Charakter (einer neuerrichteten Volksschule)
den Angelegenheiten der inneren Schulverwaltung‘, die VO  w den (Gemeıln-
den als staatliche Auftragsangelegenheit wahrgenommen werde.«115 Miıt
dieser Aussage Wr rechtlich endgültig geklärt, dass den Kkommunen auf-
grund ihrer Schultraägerschaft keıin eigenes Wıiderstandsrecht SCHCH die FEın-
führung einer Bekenntnisschule zustand. I)as tocht aber KRat und Veraltung
der Stadt Sarstedt keineswegs



In dem Schreiben der Bezirksregierung den Schulrat Hıldesheim-Land
VO 10./37. September 1953, In dem der Schulrat gebeten wurde, durch
die Schulleiter die Unterschriftenliste prüfen lassen, wurde erneut auf
die Verfügung VO 22 Junı 1953 hingewiesen und formuliert, dass die Eın-
richtung einer katholischen Volksschule In Sarstedt aufgrund des Antra-
SCS des Elternausschusses VOITSCHOIMIME: werden MUSSeE, »”WenNnn dies VO  3

den gesetzlichen Vertretern VO  - mehr als i B  ® derzeitigen (ım Orıiginal
unterstrichen) katholischen Kıiındern jeder Schule (!) Deantragt« wurde.
Und dann folgt 1im etzten Absatz eın Hınwelıs, der In dieser Deutlichkeit
noch In keinem Schreiben der Bezirksregierung vorkam: »Be!l Rückgabe der
Unterlagen bitte ich nach Rücksprache mıt dem Schulträger hre Stel-
lungnahme, WAann und In welcher Welse die beantragte katholische Schule
eingerichtet werden kann. Dabei 1st der Wunsch der Elternschaft, dies
möglıchst bald (un, entsprechend berücksichtigen.«*°

In der Antwort VO Oktober 1955 teilte Schlüter mıt, dass jeweıils DPIO
Schule i Elternvertreter unterschrieben und versichert hatten, dass S1e die
Unterschrift selbst vollzogen haben Danach waren die Voraussetzungen
für die Einrichtung einer kath Bekenntnisschule ın Sarstedt erfullt. Aber
» DIe Verhandlungen über den JTermın der Einrichtung der kath Schule
habe ich SscCh meılner Erkrankung nıcht Ende führen können.«117 DiIie
Bezirksregierung gab daraufhin dem BG  e November eine Zwischen-
nachricht, dass die LErorterungen über die gestellten Antrage (Sarstedt und
Lamspringe) mıt den beteiligten Stellen noch nıcht abgeschlossen waren.
Sobald 1Ine Entscheidung über die Antrage erfolgt sel, wurde das B(  E
informiert werden.11$

Bereıts Tage spater drangte die eglerung den Schulrat ine mMOg-
lıchst beschleunigte Vorlage Ihrer Stellungnahme auf Grund der Rückspra-
che aallı dem Schulträger, WAann und in welcher Weise die VO  . der katholi-
schen Elternschaft beantragte katholische Volksschule eingerichtet werden
könne.119 Di1e Antwort Schlüters erfolgte Z November 1953 Er habe

2. November mıt der Stadtverwaltung ın Sarstedt gesprochen. »Mıt
Rücksicht auf die Z November 1955 stattfindende Burgermeisterwahl
konnte ich eline Z/usage für einen Verhandlungstermin leider nıcht erhal-
e  =) Es 1st mıt einer Verzögerung VO  3 mindestens E agen rechnen.«
Di1ie Antragsteller rechneten mıt dem April 1954 als Zeitpunkt für die
Errichtung der Schule.1?°



Das Landesverwaltungsgericht fragte 5 Dezember 1955 beim egle-
rungspräsidenten A} ob In der Sache der katholischen Bekenntnisschule
Sarstedt bereits 1nNe€e Entscheidung sSEe1 oder ine solche in abseh-
barer Zeıt werden könne. DIe Antwort der Bezirksregierung VO

Januar und 14 Januar 1954 lautete, dass die Erorterungen In vorstehen-
der Sache VOTLT dem Abschluss stunden und Ine Entscheidung demnächst
ergehen wuürde.!21

Der USDrucC des nıedersächsischen »Schulkampfes«

Nachdem 1U  3 selt vielen Jahren die härtesten Kampfe Antrage mıt
Unterschriftensammlungen, Zurückweisungen, Wıdersprüchen, diversen
Interpretationen der rechtlichen Grundlagen und gerichtliche Klagen
die Einrichtung VO  3 Bekenntnisschulen ın Sarstedt geführt worden 188
schien das Jahr 1953 doch noch e1n >Happy End« ın dieser rage für die
Antragsteller verheißen. ber scheinbar plötzlich WE auch nıcht
unerwartet farbte sıch der politische Himmel dunkel und dräute das
HEHE Schulgesetz, das alle bisherigen Bemühungen zunichte machen
drohte.

Am November 19593 erhielt Bischof Machens einen VO Kultusminis-
terıum ausgearbeiteten Entwurf für eın Schulgesetz. » [ DIie egierung
hatte diesen der Evangelischen Landeskirche Hannover miıt der Bıtte

Stellungnahme zugesandt; die Katholische Kirche W ar offiziell nıcht benach-
richtigt worden, weıl VO  — ihrer Selite ıne Ablehnung befürchtet wurde.
In dem Entwurf hie{s in Zg dass ın den Offentlichen chulen Schür-
ler aller Bekenntnisse und Weltanschauungen gemeınsam CIZOSCH werden
sollten.«122 Diesen Entwurf sandte Machens die Apostolische Nuntılatur
ach Bad Godesberg MIt dem Hınweıs, dass die Konfessionsschulen voll-
standig beseitigt werden sollen damıt werde der Boden des Konkordates
verlassen. Dıie Evangelısche Kirche habe leider NUr Änderungsvorschläge
gemacht, aber keine grundsaätzlichen Einwände erhoben.!?3

Am Adventssonntag hielt Machens eine kampferische Predigt und Sagte,
dass die Katholische Kirche eın Leichenbegräbnis begehen könne, WenNn

dieser Entwurf (Jesetz wurde. F:  O Jahre katholische Volksschule WUur-
den Grabe » JDas Dritte Reich habe diese Schule Aaus echter
Erkenntnis ihres relig10s-sittliıchen Wertes verfolgt und bekampft. Jetzt
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wuürden marxistische und lıberalistische Kräfte 1n selne Fußstapfefi CreLeN,
das Zerstörungswerk bewusst vollenden.«124

In den folgenden Wochen und Onaten steigerten siıch die verbalen Atta-
cken sowochl In der Presse (Kommentare / Leserbriefe) als auch In Protest-
riefen und Resolutionen der katholischen Bevölkerung die Zeıtungen
und den Landtag. »Am E Februar 1954 richteten die Oberhirten der
DIiozesen Niedersachsens eın gemeinsames Hırtenwort ihre DIiOzesa-
NECIN, In dem ETNENLT die orge VOL einem für die Bekenntnisschule ungunst1-
SCI Schulgesetz Z Ausdruck kamı.«125

Gleichzeit bat das Bischöfliche Generalvikariat Professor Dr. Hans Peters
(Universıitat Köln) ine jJuristische Begutachtung des Reichskonkordates
mıiıt Blick auf den Schulgesetzentwurf. Peters teilte mıt, dass die Schulge-
setzentwurfe für Niedersachsen nıcht 1im Einklang mıt Artikel Z des noch
gültigen Reichskonkordates stunden.

Höhepunkt des »Schulkampfes« wurde eine Grofskundgebung der Katho-
liken Marz 1954 In der Niedersachsenhalle und iIm Kuppelsaal VO  —

Hannover, der der Vorsitzende der Katholikenausschüsse In Hannover,
Heinrich appe, aufgerufen hatte und der etwa 60.000 Menschen



teilgenommen hatten. Im Anschluss die Kundgebung OgCH die
Demonstranten in einem Schweigemarsch ZABE Kultusministerium. aupt-
redner Wr der ehemalıge rheinland-pfälzische Kultusminister Dr. Adolf
Susterhenn.1?®

ber auch die Niedersächsische Landesregierung blieb nıcht tatenlos und
verteilte 1im Marz 1954 ine Postwurfsendung »an alle Haushaltungen 1im
Lande Niedersachsen«. In Katechismusmanier wurden In Fragen und
Antworten die scheinbaren oder tatsachlichen Vorteile des Schulge-
Sefzes vorgestellt. Als esumee stellte die Landesregierung fest, dass das
HEeCLu”6 Gesetz »die Beibehaltung der christlichen Grundlage der Schulerzie-
hung«, die »Beibehaltung des Religionsunterrichts In Übereinstimmung
mıt den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften«, die »Besetzung der
Lehrerstellen entsprechend der bekenntnismäfßigen /usammensetzung der
Schülerschaft« und schliefslich » Ioleranz im verstandnisvollen Ausgleich
HAIEe den verschiedenen Bekenntnissen« bringe.!?7 Nur die Kontfessions-
schulen fanden ın dem esumee keine Erwähnung.

15 Der Schulkampf In arste

Selbstverständlich wurden die Anstrengungen der Kirchen und die Aktivi-
taten der Stadt in der Kreis-Zeıtung und anderen Publikationen ausführ-
iıch ommentiert. DiIe Artikel provozlerten ine IX Reihe VO  . Leser-
riefen VO  > denen hier LLUL kurze Ausschnitte zıtlert werden können.1?$
Am November 1953 oriff en Leser Herr Glass) un der Überschrift
»(Gemeinschafts- oder Bekenntnisschule?« die Bemühungen die Wıe-

dereinführung der Bekenntnisschulen in der Kreiszeitung scharf und
hatte grofse Bedenken, dass die Jugend durch die Diskussionen »durchein-
andergebracht« wurde. Auf diesen Brief antwortete Karl-Heinz Heitmüller

November (unter derselben Überschrift ın derselben Zeıtung und
wlies die Behauptung VO  — . dass Bekenntnisschulen den »Hass« der Kon-
fessionen aufeinander schüren könnten und dass aufgrund der Flüchtlinge
nunmehr der Schulraum nıcht ausreichen wuürde, zurück. Werner Bischoff
Aaus der Steinstrafse wiederum schilderte November 1955 seine persOon-
lıchen negatıven Erfahrungen, die als evangelischer Schüler in Ahrbergen
gemacht habe Kreis-Zeıtung: »Gegenbeweise“«). Karl-Heinz Heitmuller
versuchte ın seiner zweıten Antwort VO November die Diskussion
versachlichen. Unter der Überschrift »FEinzelfall CONTra Prinzip?« erklärte CI,
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dass bedauerliche Einzelfälle (dıe immer und auf allen Seiten gabe) nıcht
über grundsatzliche Fragen entscheiden könnten. Er ware dafür, die Eltern-
befragung abzuwarten. In derselben Ausgabe der Kreis-Zeıtung ahm
auch Martha Jahn der Überschrift »(GGemeinschaft und Toleranz«
den Problemen Stellung und votlerte dafür, dass die soz1lale Versorgung
7 B der Kriegerwıtwen wichtiger ware als Fragen der Konfession.
14 November antwortete auch Werner Bischoff en zweıtes Mal Herrn
Heıitmuller (6 Leserbrief Z Konfessionsschule) und triıumphierte, dass
auch Heitmuller offensichtlich Fälle VO  a Toleranzverletzungen 1iinter den
Kindern ekannt selen. Er stimmte dem Leserbrief Martha Jahn L dass in
den schwierigen Zeıten nach dem Kriege eigentlich andere Fragen wich-
tiıger als die Schulfrage selen. Im Übrigen wurde auch auf die Abstim-
INUNg der Eltern wWwWarten

Aufgrund einer nregung des Kuratoriums der Katholiken-Ausschüsse
In Hannover VO Dezember 1953 schrieb schrieb der Katholische
Elternausschuss Sarstedt bestehend aus Lucı1e Duda, gnes enge, Käthe
Schwetje, Johannes Bormann, Anton Wrobel und Wılhelm Grabow
5 Dezember 953 einen Protestbrief die Niedersächsischen Miınıs-
terprasidenten. Der Ausschuss aufßerte siıch »Nachdem ın aller
Offentlichkeit ekannt geworden ISst, dass demnächst dem Landtag eın
Schulgesetzentwurf vorgelegt wird, der für die Konfessionsschule keine
Daseinsberechtigung mehr kennt, erheben WIFr katholischen Eltern schärfs-
ten Protest diesen Entwurf. In Sarstedt sind alle bisher gestellten
Bedingungen für die Wiederherstellung der Katholischen Schule erfüllt.
Darum bestehen WIr nachdrücklich darauf, dass geschehenes Unrecht
wiedergutgemacht und die Katholische Schule wiederhergestellt wird.dass bedauerliche Einzelfälle (die es immer und auf allen Seiten gäbe) nicht  über grundsätzliche Fragen entscheiden könnten. Er wäre dafür, die Eltern-  befragung abzuwarten. In derselben Ausgabe der Kreis-Zeitung nahm  auch Martha Jahn unter der Überschrift »Gemeinschaft und Toleranz« zu  den Problemen Stellung und votierte dafür, dass die soziale Versorgung  z.B. der Kriegerwitwen wichtiger wäre als Fragen der Konfession. Am  14. November antwortete auch Werner Bischoff ein zweites Mal Herrn  Heitmüller (6. Leserbrief zur Konfessionsschule) und triumphierte, dass  auch Heitmüller offensichtlich Fälle von Toleranzverletzungen unter den  Kindern bekannt seien. Er stimmte dem Leserbrief Martha Jahn zu, dass in  den schwierigen Zeiten nach dem Kriege eigentlich andere Fragen wich-  tiger als die Schulfrage seien. Im Übrigen würde er auch auf die Abstim-  mung der Eltern warten.  Aufgrund einer Anregung des Kuratoriums der Katholiken-Ausschüsse  in Hannover vom 2. Dezember 1953 schrieb schrieb der Katholische  Elternausschuss Sarstedt bestehend aus Lucie Duda, Agnes Senge, Käthe  Schwetje, Johannes Bormann, Anton Wrobel und Wilhelm Grabow am  30. Dezember 19539 einen Protestbrief an die Niedersächsischen Minis-  terpräsidenten. Der Ausschuss äußerte sich so: »Nachdem es in aller  Öffentlichkeit bekannt geworden ist, dass demnächst dem Landtag ein  Schulgesetzentwurf vorgelegt wird, der für die Konfessionsschule keine  Daseinsberechtigung mehr kennt, erheben wir katholischen Eltern schärfs-  ten Protest gegen diesen Entwurf. In Sarstedt sind alle bisher gestellten  Bedingungen für die Wiederherstellung der Katholischen Schule erfüllt.  Darum bestehen wir nachdrücklich darauf, dass geschehenes Unrecht  wiedergutgemacht und die Katholische Schule wiederhergestellt wird.  ... Wir erwarten von Ihnen, Herr Ministerpräsident, dass Sie alles tun,  damit der geplante Entwurf nicht (im Original gesperrt) zur Durchführung  kommt.«3°  Eine Mitte Februar geführte Kampagne des Diözesanseelsorgers für die  Ostvertriebenen im Bistum Hildesheim, möglichst alle Funktionäre des  BHE (Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten) für die Unterschrif-  tenkampagnen zu gewinnen, führte auch in Sarstedt dazu, dass zwei Mit-  glieder aus der Glückaufstraße unterschrieben. *  Aber die Stadt Sarstedt leistete weiterhin erheblichen Widerstand gegen  die Errichtung einer Konfessionsschule. Zunächst aber legte StadtdirektorWır erwarten VO  . Ihnen, Herr Ministerpräsident, dass S1e alles (un.
damıt der geplante Entwurf nıcht (ım Orıiginal esperrt ZUTL Durchführung
kommt.«13°

iInNne Miıtte Februar geführte ampagne des DiOozesanseelsorgers für die
Ostvertriebenen 1im Bıstum Hıldesheim, möglıchst alle Funktionäre des
BHE (Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten) für die Unterschrif-
tenkampagnen gewıinnen, führte auch iın Sarstedt dazlı, dass WEeIl Miıt-
glieder AUus der Glückaufstrafße unterschrieben.?!

ber die Stadt Sarstedt leistete weıterhin erheblichen Widerstand
die Errichtung einer Konfessionsschule. Zunächst aber legte Stadtdirektor



Kerkmann dem Schul-, Kultur- und Jugendpflegeausschuss SOWIE dem
Finanzausschuss ın einem Schreiben VO IS Dezember 1953 einen ext
VOlL, der einen gemeInsamen Informationsstand ermöglichen sollte Auf
zweieinhalb Seiten teilte den Ratsmitgliedern mıt, dass aufgrund der Ent-
scheidung des Landesverwaltungsgerichts Dusseldorf nunmehr feststehe,
dass die Entscheidung über die Einführung einer Konfessionsschule allein
bel der Behörde liege, die für die »Inneren Schulangelegenheiten« zustandig
sel, und das sSEe1 hier die Bezirksregierung. Kerkmann schloss selne Ausfüh-
LUNSCH: »Be1l vorstehend niedergelegter Rechtssituation sollte vermle-
den werden, das Fur und Wıder die rage der Gemeinschafts- / Kon-
fessionsschule im Grundsätzlichen diskutieren. u fragen bleibt NUur 1n
welcher Weılse die Einrichtung der kath Bekenntnisschule 1n Sarstedt 1m
Technischen (Raumfrage, Lehrmittel) durchgeführt werden kann.« Und
dann stellte sıch heraus, dass bei einer möglichen Umsetzung In der JTat
keine wesentlichen Kosten für die Stadt entstehen wurden. e1ım » Heraus-
ziehen« der 250 katholischen Schüler Aaus der Gemeinschaftsschule könnte
ine Beschulung der Gemeinschaftsschule mıt Irennung der Jahrgange
und Irennung der Geschlechter beibehalten werden, ohne die Anzahl der
Lehrkräfte vergröfßern. Es musste lediglich in Kauf 3801001 werden,
dass einzelne Klassen relativ stark wurden. »Der einzıge Punkt, durch
Schaffung einer katholischen Bekenntnisschule der Stadt Kosten erwach-
SCHL, 1st die rage der Ausstattung der katholischen Bekenntnisschule mıt
Lehr- und Lernmiuitteln. Nicht zuletzt Aaus rein optischen Gründen 1st

zweckmäadfsig, bel Einrichtung einer katholischen Bekenntnisschule ine
Aufteilung und einen Austausch der Lehrmiuittel unter den vorhandenen
Schulen vorzunehmen und die bei jeder Schule vorhandenen Lücken 1im
Lehrmaterial durch Bereitstellung höherer Haushaltsmittel ım nachsten
und ın den folgenden Jahren aufzufüllen.«132

Wıe erwarten, gab 1n der gemeiınsamen Ausschusssitzung
22 Dezember 1955 orofse Anımosıitaten diese Vorlage. Das Protokall
vermerkt dazu: »Irgendwelche Kosten oder Aufwendungen, die mıt der
Schaffung eliner kath Bekenntnisschule entstehen sollen VO  e der Stadt

nıcht übernommen werden. Im Übrigen sieht der Schulausschuss In
der Zerschlagung ( des jetzigen Schulkörpers durch die Einrichtung einer
Bekenntnisschule einen Rückschritt ın der Schulausbildung der Kinder. Es
sollen bei der eglerung GegenvorstellungenKerkmann dem Schul-, Kultur- und Jugendpflegeausschuss sowie dem  Finanzausschuss in einem Schreiben vom 18. Dezember 1953 einen Text  vor, der einen gemeinsamen Informationsstand ermöglichen sollte. Auf  zweieinhalb Seiten teilte er den Ratsmitgliedern mit, dass aufgrund der Ent-  scheidung des Landesverwaltungsgerichts Düsseldorf nunmehr feststehe,  dass die Entscheidung über die Einführung einer Konfessionsschule allein  bei der Behörde liege, die für die »inneren Schulangelegenheiten« zuständig  sei, und das sei hier die Bezirksregierung. Kerkmann schloss seine Ausfüh-  rungen: »Bei vorstehend niedergelegter Rechtssituation sollte es vermie-  den werden, das Für und Wider um die Frage der Gemeinschafts- / Kon-  fessionsschule im Grundsätzlichen zu diskutieren. Zu fragen bleibt nur in  welcher Weise die Einrichtung der kath. Bekenntnisschule in Sarstedt im  Technischen (Raumfrage, Lehrmittel) durchgeführt werden kann.« Und  dann stellte sich heraus, dass bei einer möglichen Umsetzung in der Tat  keine wesentlichen Kosten für die Stadt entstehen würden. Beim »Heraus-  ziehen« der 250 katholischen Schüler aus der Gemeinschaftsschule könnte  eine Beschulung der Gemeinschaftsschule mit Trennung der Jahrgänge  und Trennung der Geschlechter beibehalten werden, ohne die Anzahl der  Lehrkräfte zu vergrößern. Es müsste lediglich in Kauf genommen werden,  dass einzelne Klassen relativ stark würden. »Der einzige Punkt, wo durch  Schaffung einer katholischen Bekenntnisschule der Stadt Kosten erwach-  sen, ist die Frage der Ausstattung der katholischen Bekenntnisschule mit  Lehr- und Lernmitteln. Nicht zuletzt aus rein optischen Gründen ist es  zweckmäßig, bei Einrichtung einer katholischen Bekenntnisschule eine  Aufteilung und einen Austausch der Lehrmittel unter den vorhandenen  Schulen vorzunehmen und die bei jeder Schule vorhandenen Lücken im  Lehrmaterial durch Bereitstellung höherer Haushaltsmittel im nächsten  und in den folgenden Jahren aufzufüllen.«1?  Wie zu erwarten, gab es in der gemeinsamen Ausschusssitzung am  23. Dezember 1953 große Animositäten gegen diese Vorlage. Das Protokoll  vermerkt dazu: »Irgendwelche Kosten oder Aufwendungen, die mit der  Schaffung einer kath. Bekenntnisschule entstehen ..., sollen von der Stadt  nicht übernommen werden. Im Übrigen sieht der Schulausschuss in  der Zerschlagung (!) des jetzigen Schulkörpers durch die Einrichtung einer  Bekenntnisschule einen Rückschritt in der Schulausbildung der Kinder. Es  sollen bei der Regierung Gegenvorstellungen ... erhoben werden.«33  238 _ 239erhoben werden.«133
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DIiese Gegenvorstellungen formulierte der Stadtdirektor In einem Briefent-
wurtf den Regierungspräsidenten VO Januar 1954 » in voller Kenntnis
der Rechtslage«. Zunaächst wurden wieder die alten Argumente geENANNT,
die se1lmt vielen Jahren verwendet wurden: DiIie Errichtung eliner 6-klassigen
Bekenntnisschule wurde ın dieser Schule, MK) die gemeinsame Unterrich-
tung VO  e Knaben und Maädchen bedingen und aufßserdem mussten Wel
oder mehr Jahrgaänge ın einer Klasse unterrichtet werden: die Spezlalı-
sıerung VO  z Lehrkräften auf einzelne Fächer WI1€E S1€ bereits jetzt gegeben
SE1 musste wieder zurückgenommen werden: der bestehende Schulraum-
mangel ware ın einer groisen Schule besser kompensieren als In einer
kleinen; nach Weggang der kath Schüler wurden bei der verbleibenden
Gemeinschaftsschule Parallelklassen wegfallen und die Klassenfrequenz auf
45-60 Kinder PIO Klasse steigen ('bisher 35) Und alle diese Probleme WUr-
den sıch noch einmal verstärken, WeNn nıcht LLUL eine katholische, S0OI1-

dern auch ine evangelische Bekenntnisschule eingerichtet werden sollte.
Und diese Forderung wurde, W1e der Rat AdUus sicherer Quelle WISSE, SallZ
bestimmt erfolgen, WE tatsachliche iıne katholische Schule eingerichtet
wurde. Z/um chluss erfolgte der deutliche Hınwelıls auf die angespannte
Haushaltslage der Stadt, die sıch nıcht 1n der Lage sehe, die notwendige
Beschaffung VO  > Lehr- und Lernmitteln ermöglichen. »Wır halten
die Verausgabung offentlicher Mittel L1UL AB Verbesserung der allgemeinen
Schulverhältnisse für vertretbar. Um einer Verschlechterung der allgemei-
LECMN Schulverhältnisse den Weg ebnen, sollten Offentliche Mittel nıcht
ausgegeben werden.«134 Deshalb bäate der Rat der Stadt, VO  e der Einrich-
t(ung elner katholischen Schule Abstand nehmen.

Aufßerdem erkundigte sıch der Sarstedter Stadtdirektor ıIn einem weılteren
Schreiben VO E Januar 1954 den Niedersächsischen Stadtebund über
Klagemöglichkeiten bei Auftragsangelegenheiten (Konfessionsschulen) und
nahm dabe1 ezug auf 1nNe Mitteilung in den Eilnachrichten Nr. L3 VO

I6 Dezember 1955 In der Antwort vom | Februar wurde dargelegt, dass
siıch bei der Interpretation der Stadt Sarstedt ohl eın Missverständnis
andeln mMUSSe, da durch 836 VG; den Beteiligten überhaupt 11137 bei der
Errichtung VO  e Simultanschulen eine Klagemöglichkeit eroffnet worden
ware, die aber durch Verordnung VO Oktober 1939 beseitigt und ın
ine Beschwerdemöglichkeit umgeformt worden se1.135

Am 76 Januar 1954 t1TAaT eIn,; womıt alle bereits gerechnet hatten: In WEeIl
gleichlautenden Antragen forderte die evangelische Elternschaft der Knaben-



und der Madchenschule, dass,; »falls e Anderung des gegenwartıgen
Schulsystems in Sarstedt eintriıtt und iNe katholische Bekenntnisschule
eingerichtet wird, gleichzeitig ( ım Orıiginal unterstrichen, MK) auch ıne

evangelische Bekenntnisschule eingerichtet wird.« In beiden Schreiben
wurde angegeben, dass 9570 der evangelischen Eltern sowohl der Knaben-
als auch der Mädchenschule diesem Antrag zustimmen wuürden nter-
schriften lagen bei) IDiese Schreiben die Bezirksregierung, die
Stadt und die kirchlichen Behörden getrichtet.

Diese Wendung in der evangelischen Kirche hatte siıch bereits selt län-
Zeıt angekündigt. Eın Artikel der Kreis-Zeıtung VO Oktober

1953 UNtIeE der Überschrift »Zurück ZUFLC Bekenntnisschule?« beschriebh die
Sıtuation » In Sarstedt sind etwa ein Viertel der Schulkinder katho-
lısch dre1 Viertel evangelisch. Wenn die katholische Bekenntnisschule sich
durchsetzen sollte, wurden In der anderen Schule 99 Prozent CVallSC-
ischer Kinder verbleiben. In dem Nachrichtenblatt der Ev. Lutherischen

Nicolai-Gemeinde werden die evangelischen Eltern jedoch darauf hin-
gewlesen, dass eın Irrtum SCl anzunehmen, dass damıt dann VO  . selbst
ine evangelische Schule gegeben sel. ‚Es wuürde für 11SCIC Kinder 1ne
bekenntnislose Schule übrigbleiben, in der Lehrer jeder Art angestellt WCI-

den mussten, auch glaubenslose oder katholische.« Das könne aber nıemals
1m Sınne der evangelischen Eltern se1n.«137

In der Sıtzung VO 2 Januar 1954 beschloss der Stadtrat mıt 13:3 Stim-
INCIL, dass keine Kosten, die bei der Einrichtung eiıner katholischen Kon-
fessionsschule entstehen könnten, übernommen werden sollten. Gleich-
zeıt1g sahe der Rat ın der Zerschlagung des jetzıgen Schulsystems einen
Ruückschritt in der Schulausbildung der Kinder. Aufserdem sollten bel der
Reglerung Gegenvorstellungen die Errichtung VO Bekenntnisschu-
len, wWw1e S1e die Verwaltung entwortfen habe, erhoben werden. Schlie{fslich
sollte nach Stellungnahme der eglerung ine gemeınsame Beratung der
Angelegenheit zwischen Rat, Lehrerschaft und Elternschaft herbeigeführt
werden.?®

Aufgrund dieses Beschlusses versandte der Stadtdirektor se1n Protestschrei-
ben wIıe 1im Briefentwurf) Februar 1954 den Regierungspraäasiden-
ten und 1inNe Durchschrift den Schulrat Hıldesheim-Land.

240 241



M Unc Was wird werden? l
Am Oklober anl das Schulge In krall (relien

Die eenSst!
Fın Volk, das nach seiner Diffamierung In aller Weilt
wieder um In  o  C  A Ansehen wirbt, dar{i keine Diktiatur in einem
sSeiner Länder aufkommen lassen. ın Volk, das noch or 10
Jahren Verträge brach und wehrlose Länder 1ıt Wafiengewa!!
überfiel, dari, Wenn Man ihm die 5Ouveränitlät qıbl, aicht SChO.1
wiederum internatiionale Verträge WIie das Konkordat WIC
einen Feilizen Papier behandeln Wir erwarlen und un  €
Elternveritre werden iM wıeder darauf dringen daß
die Bundesregierung einschreitet yegen ın Land, das das An-
sehen Deuischlands in aller e wieder in Mißkredit bring:.
er Abgeordnele, der dieses AnhNegen nicht sieht, verdient

s{iimme ıicht mehr!

Aber Behörden arbeiten langsam., Wann das Sein wird.
Inzwischen wird cdie Regierung in Hannover vollendete at
sachen schaifen.

Uud das USSCcHh WE verkindernu 1117
In allen Orten behallen WIr die Bezeichnung: KATHOLISCHE
Volksschule!

irgendwo nehmen WIT eine Zusammenlegung Klassen 3ls
Gemeinschaf{ftsklassen hin!
Bei Versetzungen VOoO Lehrern geben WIr unNnserTre Kinder ur
olchen Lehrern, die im Geiste des Elternhauses erziehen.
Gläubige evangelische Lehrer, die um Religionsunterricht für
andersgläubige Gastkinder angestellt werden, behindern WIr
nıcCH

In allen Vorkommnissen aber halten WIr Oofort Rücksprache init
den Elternvertretern des Dekanats nd en geistlichen Beiräten.
Und 6848  — Helie uns G 61l damit WÄir einmal
Rechenschaf{it geben können über uUunNnSeEer un
Da WIrTr nıc feige zurückgewicıeen sind
VO der Gewalt eines Staates.

ÄBB i Broschüre der Katholiıschen F-Iternschaft Niedersachsens Z{U  = Schulkampf,
üb4 Ausschnitt)



DiIie Kreis-Zeıtung berichtete Februar untfe der Überschrift »(Geheim-
abstimmung über Konfessionsschule« VO  e der Ratssıtzung. »Obwohl in
der Sachdarstellung un Hınwels auf die gegenwartıge Rechtssituation
ausdrücklich empfohlen worden W: das Fur und Wıder die rage
Gemeinschafts- oder Konfessionsschule nıcht VO Grundsätzlichen dis-
kutieren, kam ın dieser alle bewegenden AngelegenheitDie Kreis-Zeitung berichtete am 2. Februar unter der Überschrift »Geheim-  abstimmung über Konfessionsschule« von der Ratssitzung. »Obwohl in  der Sachdarstellung unter Hinweis auf die gegenwärtige Rechtssituation  ausdrücklich empfohlen worden war, das Für und Wider um die Frage  Gemeinschafts- oder Konfessionsschule nicht vom Grundsätzlichen zu dis-  kutieren, kam es in dieser ... alle bewegenden Angelegenheit ... doch zu  einer längeren Debatte  . Bürgermeister Gott, der den Vorsitz abgegeben  hatte, um als Mandatsträger zu der Sache sprechen zu können, hob her-  vor, dass die Einrichtung einer katholischen Schule in Sarstedt lediglich  die Wiedergutmachung eines an der Gemeinde begangenen Unrechts und  die Wiederherstellung eines alten Zustandes sei. Der Wunsch der katholi-  schen Elternschaft Sarstedts nach Wiedereinrichtung einer konfessionellen  Schule müsse, insbesondere da die katholische Gemeinde sich in Sarstedt  in der Minderheit befinde, gerechterweise Beachtung finden. Bezüglich  >Wir können nur  der Finanzfrage müsse ein Ausweg gefunden werden ..  mit Bedauern diese Entwicklung verfolgen«, stellte Ratsherr Muschiol fest.  Jeder müsse zugeben, dass die jetzige Schulform die denkbar beste sei  Zwar sei die Gemeinschafsschule eine Einrichtung des Nationalsozialis-  mus, doch man könne nicht bestreiten, dass sie gut sei. >»Und was gut ist,  soll man behalten.« Ganz verfehlt sei es, sich in dieser Sache widerspruchs-  los auf ein altes Schulgesetz aus dem Jahre 1906 zu beziehen; dieses alte  Gesetz sei längst überholt, es entspreche nicht mehr unserer Zeit. Wenn  ein Gesetz aber nicht gut sei und dem Allgemeinwohl entgegenstehe,  müsse es erneuert werden. Auf jeden Fall müsse seitens des Rates alles  getan werden, den jetzigen Zustand beizubehalten.«39  Generalvikar Dr. Offenstein schrieb am 8. März an das Katholische Pfarr-  amt in Sarstedt ersuchte um einen kurzen Bericht, wie es um die katholi-  sche Schule stehe und welche Aussicht auf Erfolg das Vorhaben habe. Mit  Blick auf den nahen Oster- und Einschulungstermin machte er die Sache  besonders eilig.*4°  Zwei Tage später antwortete Pastor Gülpen, dass er von Schulrat Schlüter  inoffiziell (im Original unterstrichen) erfahren haben, dass die Regierung  die Einrichtung der Katholischen Schule in Sarstedt zum Ostertermin  des Jahres angeordnet habe. Außerdem habe der Rat der Stadt die Ein-  richtung der Schule in seiner Sitzung vom 29. Januar abgelehnt. »In der-  selben Sitzung wurde beschlossen, die Katholische Elternschaft zu einer  Besprechung einzuladen, »um sie zu belehren und umzustimmen«. Diese  242 __ 243doch
einer langeren Debatte Burgermelster Gott, der den Vorsıtz abgegeben
hatte, als Mandatstraäger der Sache sprechen können, hob her-
VOTL, dass die Einrichtung eliner katholischen Schule in Sarstedt lediglich
die Wiedergutmachung eines der Gemeinde begangenen Unrechts und
die Wiederherstellung elines alten Zustandes SI Der Wunsch der katholi-
schen Elternschaft Sarstedts nach Wiedereinrichtung einer konfessionellen
Schule MUSSE, insbesondere da die katholische Gemeinde sıch in Sarstedt
in der Minderheit befinde, gerechterweise Beachtung finden Bezüglich

Wır können NUurder Finanzfrage musse eın Ausweg gefunden werden
mıt Bedauern diese Entwicklung verfolgen:, stellte Ratsherr Muschiol fest.
Jeder musse zugeben, dass die etzıge Schulform die enkbar beste Se1
/xwar se1 die Gemeinschafsschule ine Einrichtung des Nationalsozialis-
INUS, doch INan könne nıcht bestreıten, dass SIE gut Sse1l ‚Und W as gut iSt,
soll 1119  ' behalten.: (Ganz verfehlt se1 CS, siıch ın dieser Sache widerspruchs-
los auf eın altes Schulgesetz Aaus dem Jahre 1906 beziehen; dieses alte
(Gesetz sSEe1 langst überholt, entspreche niıcht mehr WUNSCICI Zeıt Wenn
eın Gesetz aber nıcht gut sSEe1 und dem Allgemeinwohl entgegenstehe,
musse erneuer werden. Auf jeden Fall musse seltens des Rates alles

werden, den jetzıgen Zustand beizubehalten.«139

Generalvikar Dr. Offenstein schrieb Marz das Katholische Pfarr-
am  mß iın Sarstedt ersuchte einen kurzen Bericht, WI1e die katholi-
sche Schule stehe und welche Aussicht auf Erfolg das Vorhaben habe Miıt
Blick auf den nahen ()ster- und Einschulungstermin machte die Sache
besonders SIM

WEel Tage spater ANEWOrTetfe Pastor Gülpen, dass VO  - Schulrat Schlüter
inoffiziell (ım Original unterstrichen) erfahren haben, dass die eglerung
die Einrichtung der Katholischen Schule 1n Sarstedt ZE Ostertermin
des Jahres angeordnet habe Aufßserdem habe der Rat der Stadt die Eın-
richtung der Schule ın seliner Sıtzung VO 29 Januar abgelehnt. »In der-
selben Sıtzung wurde beschlossen, die Katholische Elternschaft einer

Besprechung einzuladen, {Üu. SIE belehren und umzustimmen««. Diese
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Besprechung habe aber bis jetzt nıcht stattgefunden und würde auch nıcht
stattfinden. DIe offentliche Meınung auf katholischer Seite sSEe1 allerdings
gereıizt und 1ine Famiılie habe hre Unterschrift zurückgezogen,
einıge andere haben erklärt, dass SS hre Unterschrift nıcht gegeben hät-
tCH, WE S1e SEWUSSLT häatten, dass die Sache solchen Staub aufwirbeln
wurde. 14L

Am Marz schriebh Offenstein eın welteres Mal den Kultusminister In
Hannover und beklagte, dass die Einrichtung der katholischen Schule in
Sarstedt, obwohl der Schuljahresbeginn bevorstehe, immer noch nıcht end-
gültig geregelt se1l Er machte noch einmal darauf aufmerksam, dass sıch

Wiedergutmachung nazistischen Unrechts handele und dass die Bedin-
SUNSCH für die Einrichtung se1lt langem erfüllt selen. Er bat 1im Namen der
Eltern, die nıcht verstünden, aru ihren ihr gesetzlich verbrieftes Recht
vorbehalten werde, dringend darum, die beantragte Schule endlich 7AHR

April genehmigen und einzurichten . .14?

16 rOTZ aller roteste Die Verabschiedung der chul
ESseELZeE Im Jahr 9h4

Obwohl der Niedersächsische Landtag bereits 19 Maı 1954 das Gesetz
»Über die Verwaltung offentlicher Schulen« (Schulverwaltungsgesetz), das
Fragen der Schultragerschaft, die Aufbringung der Kosten, der Verwaltung
der öffentlichen Schulen und die Rechtsverhältnisse der Lehrer regelte,
beschloss und 1U  — auch das Schulgesetz auf den gesetzgeberischen Weg
brachte, ging der Offentliche Protest landesweit unvermindert weiıter. Dıie
Fraktionen der DP (Deutsche artel) und der (CDU reichten Junı
Änderungsvorschläge ZUu Entwurf eın, die aber keine Berücksichtigung
fanden.

Am August verabschiedete der Delegiertentag nıedersächsischer katho-
ischer Eltern ın Osnabrück Nfter Vorsıtz VO Heinrich appe eine Ent-
schliefßung, die noch einmal das Recht der Eltern auf freie (Gewlssens-
entscheidung unterstrich. Gleichzeitig forderte der Delegiertentag alle
katholischen Gemeinden und Eltern auf, Protestbriefe das Neue

Schulgesetz das Land richten. Auch der Sarstedter Katholische
Elternausschuss (Marıia Kutt, Sophie Becker, Irıs Kowalskıi, Rosa toll,
Sophie Pytel, Johannes Bormann, Karl Rudolph, Franz Stein, Paul Gramsch,



August Mühr) sandte 19 August einen Protestbrief den Niedersäch-
sischen Landtag und bat dringend darum, endlich die beantragte Schule

genehmigen und den vorliegenden Gesetzentwurf gestalten, dass
»UNSer Recht und Gewissensspruch« geachtet werde.143 Das
Buro des Landtages eitete den Protest den Vorsitzenden des Kultus-
ausschusses welıter und teilte mıt, dass erst nach Abschluss VO  - welteren

Beratungen ine Nachricht erfolgen könne.144

uch Bundeskanzler Konrad Adenauer bedauerte die Haltung Niedersach-
SCI15 In der Schulfrage und WIeS auf die Guültigkeit des Reichskonkordates
hın 145 Unmiuittelbar VOL Verabschiedung des (Gesetzes erfolgte eın weılteres
Hırtenwort der vier Oberhirten Niedersachsens und forderte die Katholi-
ken auf,; den Kampf mıiıt »allen erlaubten und ehrenwerten Mitteln« fortzu-
führen.14°©

Am 14 September 1954 wurde das »(Gesetz über das Öffentliche Schul-
In Niedersachsen« in dritter Lesung mıt Mehrheit ANSCHOMUNCNHN;

1U die DP, das Zentrum und die CDU hatten dagegen gestimmt. Es
bestimmte 1m Zue dass die Offentlichen Schulen grundsätzlich christliche
Schulen selen, und 1im Abs 1, dass auf Antrag der Erziehungsberechtig-
ten Volksschulen für Schüler des gleichen Bekenntnisses errichten sind,
WE der Bestand einer ausreichenden Zahl VO  . Volksschulen für Schüler
aller Bekenntnisse nıcht in rage gestellt ist: Aufßfßerdem legte fest, dass
1im Bereich elInes Schultragers mıt über 5.000 Einwohnern die gesetzlichen
Vertreter VO  = mindestens 240 Schülern den Antrag stellen mussten. 147
Damlıit WAarTr das Quorum gegenüber dem alten UG einfach und keines-
WCBS zufallig verdoppelt. Dieses (Gesetz bedeutete das Aus aller Hoffnun-
SCH der Sarstedter Kirchengemeinde.

Dies stellte auch der Sarstedter Stadtdirektor ın einem handschriftlichen
Vermerk VO November 1954 mıt der Bemerkung fest, dass die rage
der Einrichtung VO  > Bekenntnisschulen ın dem kürzlich VO Landtag VeI -

abschiedeten Schulgesetz Ia1808  — geregelt sel. Nachdem auf seinem Bericht
VO Februar 1954 die Bezirksregierung bisher nıcht geantwortet und siıch
in der Sache auch SONS nıchts ereignet habe, könne die Angelegenheit VOLI-

erst als erledigt angesehen werden.145
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1/ Das Fnde des Verwaltungsgerichtsverfahrens 9h3

Mıt der Auffassung, dass die Angelegenheıit als erledigt angesehen WCI-

den könnte, sollte der Stadtdirektor auch in anderer Hinsıcht Recht behal-
ten. Bundeskanzler Konrad Adenauer hatte auf Wunsch des Apostolischen
Nuntıus 1m Jahre 1955 ScCh des Schulgesetzes VO  — 1954 beim Bundes-
verfassungsgericht Klage das Land Niedersachsen SCh Verlet-
ZUNS des Reichskonkordates VO  z 1935 und damıt SCH Verletzung der
Bundestreue eingelegt. Das Bundesverfassungsgericht hatte die Klage
76 Marz 1957 abgewlesen. /war wurde die Gültigkeit des Reichskonkor-
dates festgestellt, dem Bund aber SChHh der Kulturhoheit der Länder das
Recht abgesprochen, Vertragsbestimmungen, die die Schulartikel betref-
fen, erzwingen. Damıt WAar das Schulgesetz unangefochten güultig, alle
anhängigen Klagen verloren ihren Sınn, SOWelIlt S1e sich auf das Konkordat
bzw. auf vorhergehende (Gesetze stutzten.!49 Dies führte letztlich auch An

Scheitern der Sarstedter Schulangelegenheit.

Am Marz 1955 fragte das Landesverwaltungsgericht Hildesheim beim
Regierungsprasidenten in Hıldesheim untfe Bezugnahme auf die telefonı-
sche Rücksprache VO  — Dr Gorlich und ORR Andersch VO 16 Dezember
1954 schriftlich a ob das Verfahren betreffend »Errichtung einer katho-
ischen Volksschule in Sarstedt« fortgeführt werden soll Der Regierungs-
prasıdent ANEWOLtLeEeTe Marz und bat darum, dass Verfahren vorlaufig
welılter ausZzusetzen, da Ende des Monats die Durchführungsbestimmungen
FAl Schulgesetz wurden, die vielleicht ine Klaärung der Angele-
genheıt herbeiführten.!s°

Eın allerletzter Versuch doch noch über eın Elternvotum aufgrund der Mog-
lichkeiten des Niedersächsischen Schulgesetzes einer Bekennt-
nisschule ın Sarstedt gelangen, verlief 1955 1im Sande Das Bischöfliche
Generalvikariat hatte ıIn dem Rundschreiben Nr. VO Juniı 1955 unte

HınweIls auf eın Schreiben des Niedersächsischen Kultusministeriums VO

31 Maı die betreffenden Gemeinden dazu aufgefordert, bis ZU Jun1
Antrage JA Einrichtung einer »Offentlichen Volksschule für chüler des
gleichen Bekenntnisses« beim Schulträger stellen. Gemä{fs dieses
(Gesetzes häatten ıIn Gemeinden mıt mehr als 50OOO Einwohnern mindestens
240 Erziehungsberechtigte persönlich den Antrag beim Schulträger Pro-
tokaoll geben mussen.



Allerdings W ar die gesetzliche Ausgangslage 1esmal vollig anders. Es ging
nıcht mehr Wiedergutmachung eines unrechtmafsıgen Aktes, nıcht
Einforderung eines Rechtes, das CONTLaAa legem nıcht gewahrt wurde, SOIN-

dern (nur) die möglıche Errichtung einer Antragsschule, die das OÖffent-
liche Volksschulwesen niıcht gefahrden durfte N 9)

DiIie resignatıve Antwort VO  e Pastor Anton Gülpen das Generalvikariat
VO 15 Junı bezog sıch auf iIne Umfrage des Elternausschusses. Er sehe
keine Möglichkeit mehr, die Errichtung einer katholischen Volksschule
beantragen, da die Zahl der katholischen Volksschulkinder auf 716 un
ken sSE1 und L1UL och 45 Erziehungsberechtigte bereit SCWESCH waren,
ihren Antrag 1m Rathaus Protokall geben. “ DiIie Eltern der katholi-
schen Volksschüler iın Sarstedt hatten den Kampf aufgegeben.

Am ÜE Jun1ı 1955 erkundigte sich das Landesverwaltungsgericht ErTNCHT

nach dem Sachstand beim Regierungspräsidenten. In der Erwiderung teilte
der Regierungspraäsident Juli 1955 mıt, dass die Erorterung der Sache
(vermutlich mıt dem Generalvikariat bzw. Dr. Beıtzen) keinem Ergeb-
N1IS geführt habe Erneut wurde die Passivlegitimation des Beklagten mıt
Hınwelils auf die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts Hannover

249/53 bestritten. TIrotzdem wurde der Beklagte bel eliner Beendi-
SUNS der Klage die Kosten des bisherigen Verfahrens übernehmen, falls das
Gericht die Klage SscChHh mangelnder Passivlegitimation abweisen sollte.152

Dieses Angebot ist VO Landesverwaltungsgericht offensichtlich nıcht
berücksichtigt worden. ach über WEeIl Jahren und mehreren unbeantwor-
fet gebliebenen Anfragen das Landesverwaltungsgericht ErTHNEUt

Oktober 195 / einem Vorsto(s ın der Angelegenheit und fragte beim
Regierungsprasidenten A ob in der Verwaltungsstreitsache des Katholi-
kenausschusses der Pfarrgemeinde Sarstedt den Regierungspräsiden-
ten ıIn Hıldesheim SCH Errichtung einer Bekenntnisschule in der
Zwischenzeit ine entsprechende Schule eingerichtet se1 oder AUS welchen
Gründen davon bisher abgesehen wurde? ach Mitteilung des Klägers
VO Oktober 1953 (!) soll der Beklagte sich bereit erklärt haben, die
Bekenntnisschule einzurichten. DIiese Anfrage MUSSTeE die Bezirksregie-
Iung EefSt einmal durch Nachfrage beim zustandıgen Schulrat abklären,
dann dem Verwaltungsgericht November mitzuteilen, dass ın der
Gemeinde Sarstedt keine Bekenntnisschule errichtet worden sSe1 und dass
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auch die Mitteilung des Klägers, der Beklagte habe sich bereit erklärt ine
solche Schule errichten, nıcht zutrafe.153

Damıt W ar der Sachstand klar und das Landesverwaltungsgericht teilte
dem Regierungspräsidenten August 19586 mıt, dass als Termın für ine
Offentliche mundliche Verhandlung der September des Jahres festgelegt
sel. Dieser Termın jedoch wurde auf Antrag des Klägers auSsgeSseTtZtT, weıl
die kırchliche Seite klären wollte, ob die Klage zurückgenommen werden
sollte. Diese Überlegungen verzogerten sich allerdings, dass erneut VO

Landesverwaltungsgericht der 22 Oktober 1956 als Verhandlungstermin
festgesetzt wurde. Am Oktober teilte Dr. Beıltzen dem Gericht mıt, dass

die Klage zurückziehe. 154 Dieser Rückzug bezog sıch auf alle noch anhän-
gigen Verfahren SCH Errichtung eliner katholischen Bekenntnisschule
1im Regierungsbezirk Hildesheim, namlıich in Hannoversch Münden,
Lamspringe und Sarstedt.155 Deshalb wurde durch Beschluss des Lan-
desverwaltungsgerichts 1ın der Sıtzung VO 223 Oktober 1958 ıIn der Ver-
waltungsstreitsache August Gabel den Regierungspraäsidenten 1n
Hıldesheim, den Landkreis Hıldesheim-Marienburg und den
Niedersächsischen Kultusminister in Hannover SCh Errichtung eliner
Bekenntnisschule festgelegt: »]Jas Verfahren wırd eingestellt. Der Kläger
tragt die Kosten des Verfahrens.«15©

18 us  I6 auft e1n Niedersachsenkonkordat

Das Niedersächsische Schulgesetz VO 1954 WAar WAar bestätigt, das Ver-
haltnıs zwischen der Katholischen Kirche und dem Land Niedersachsen
aber sechr belastet. Das Land suchte dieses Verhältnis 1m Laufe der Zeıt

verbessern, nıcht NUr weiıl die Kirchen In der NS-Zeıt Verfolgung erlit-
ten und Wıiıderstand geleistet hatten, sondern auch in der Nachkriegszeit
als Stabilitatsfaktor der Jungen Demokratie sehr viel für den Aufbau der
Gesellschaft hatten. So schloss das Land bereits 1955 mıt der Evange-
ischen Kirche den Loccumer Vertrag und versuchte ın der Folge auch mıiıt
der Katholischen Kirche einen Ausgleich erreichen.

Dıie Annäherung zwischen dem Land Niedersachsen und den katholi-
schen Bıstumern wurde auch adurch erleichtert, dass DE Maı O5
Heinrich Marıa Janssen die Nachfolge VO  =) Josef Godehard Machens ANSC-
trefen hatte. Bischof Janssen WAar in seliner Art verbindlicher als Machens,



W as dem Verhandlungsklima der Konkordatsgespräche, die bereits drei
Tage nach dem Amtsantrıtt VO  - Janssen durch einen Brief des Bischofs

Ministerprasident Heinrich Hellwege als eFrStier Schritt eingelautet WUrL-

den Das Niedersachsenkonkordat VO  z 1965 ZUO2 dann endgültig einen
Schlussstrich HNI die schulpolitischen Auseinandersetzungen zwischen
der Katholischen Kirche und dem Land Niedersachsen.
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DIie aten ınd entnommen )iıetmar Von Reeken: DIie ründung
des Landes Niedersachsen und dıe nMeglierung Kopf In Gerd Steln-
wascher (Hg.) Geschichte Niedersachsens, Band Hannover
2010 932-654

Vgl Hans Wehling Sarstedt Geschichte eINer leiınen
Sarstedt 1973 57

Ausschnittsweise abgedruckt In Hermann Engfer (Hg.) )as BIS-
Lum Hıldesheim 319 Fine Dokumentatıon Hıldesheim 971

176178

[)Ie aten SIınd entnommen Mantitred Köhler:; Fine NeUuUeE emenınde
entste IN} 100 re Heilig-Geist-Kirche In Sarstedt. Hrsg Von

der Heilig-Geist-Gemeinde 2013 2744 Ders., [ )ie Heilig-Geist-
Gemeinde IM Natıonalsozialismus, ebd 59—90

Vgl Henate Kumm Das Bıstum Hıldesheim In der Nachkriegszeit
Hannover 2002 761

Vgl Lange-Stuke [ )ie Schulpolitik IM Üriıtten eIC
)ie katholische Rekenntnisschule IM Bıstum Hıldesheim VONN

319 Hıldesheim 989 190 f

Ebd 191

-bd 195

010| 198

Archiv der Heilıg-Geist-Gemeinde In Sarstedt (Gem
Akte Bekenntnisschule.

Lange-Stuke (wie Anm 199

E-bd Z

15 Vgl leders Landesarchiv annover NLAHa) 400 Acc 121 /81
Nr. 485



x Vorläutige Landessynode Sitzung Vom 74 1 456
zıit nach Lange-dStuke (WIE Anm 6) 273

15 Lange-Stuke (WIE Anm D P

16 010| 209

EDd 175

IR Text abgedruckt In Kırchlicher Anzeiger für das Bıstum Hıldesheim
946 Stück

IR Lange-Stuke (WIE Anm 175

GemAHG Akte Bekenntnisschule,
Schreiben des BGV VON

AA} GemAHG Akte Bekenntnisschule,
Schreiben Von Höbbel Al das BGV VOITl!

Stadtarchiv Sarstedt StASa) Errichtung VONN Bekenntnisschulen
n der Sarstedt, SIgn 1-0

23 -bd : Anordnung atliert VOTN! Januar 946 SIe Ist mit
Schreiben des Überpräsidenten VoOmM 31.01.46 d} die HeglierungS-
präsıdenten übermittelt worden (Bistumsarchiv Hıldesheim
BAHI Generalıa 393)

z Ebd

25 Fbd Diese /ahlen entsprechen dem Protokall Über dıe ImMmMAaUS-
ählung der heiden Schulleıiter VON März,

26 Ebd DIie /ahlen sınd handschriftlich In den Ordruc eINgE-
tragen.

Z / Ebd 10 Die Hechtschreibung aller alten Texte Ist vorsichtig
aktualısıiert worden
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28 120 Hıldesheim ÄCC 166/86 Nr 474

Z 1-0

-bd

3I Vgl Lange-Stuke (Wie Anm 749

32 Vgl ebd 750

33 Vgl ebd 252 Vgl 81n Schreiben Grimmes an den Ischof Von

Hıldesheim VOoMmMm Generalıa

Val Lange-Stuke (Wie Anm 259f

35 GemAHG Akte Bekenntnisschule.

36 1-02 13

57 GemAHG Akte ekenntnisschule

36 EDd

59 GemAHG Akte Bekenntnisschule.

14 abe|l hatte den Antrag persönlich
20 Maı 94/ HeIm Leiter der Schulabteilung abgegeben

41 Vgl GemAHG kte Bekenntnisschule: ericht Über die Diens-
Lag, den Juni 947/ stattgefundene nterne Besprechung mıt
Herrn Chulra Schlüter Vom Juni 947

Bekenntnisschulen In Sarstedt, Antwortschreiben VOonN

Cchiuter auf die Anfrage der Kreisverwaltung VOM Juni 947

45

44 GemAHG Akte Bekenntnisschule. Bericht über eINne Ausschuss-
SItZUNG der Gemeindevertretung VOTT 0747



45 18

46 GemAHG Bekenntnisschule, Bericht des Katholikenausschusses
der Pfarrgemeinde Sarstedt dl} Prot [r Algermissen In Hıldesheim
VOTN! August 94/

1-0 20 Schreiben der Kreisverwaltung d} diıe
verwaltung Sarstedt VOM) 13 August 94/

45 Ebd Schreiben der Stadtverwaltung Kreisverwaltung
des Kreises Hildesheim-Marienburg VOMmM 272 August 94/

49 Ebd 27

X -bd

Y Kumm (wie Anm 763

52 Ebd 764

53 Ebd 764

GemAHG, Akte Bekenntnisschule.

55 -bd Der Katholikenausschuss der Pfarrgemeinde Sarstedt an den
Katholiıkenausschuss für die )IÖzese Hıldesheim Schreiben Vom

Z Januar 948

56 GemAHG Akte Bekenntnisschule.

Ebd BGV, Schreiben VOTNN 70 ebruar 948

55 GemAHG Akte Bekenntnisschule

59 Ebd Schreiben des Generalviıkars an Pastor Höbbe!l
Vom D September 948

60 Ebd ermerk VOTN Pastor HÖöbbe!l Vom ktober 948
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6I GemAHG Akte Bekenntnisschule,
ermerke Von Höbbe!l ohne Datum

62 GemAHG Akte ekenntnisschule, Schreiben der CDU
Landesverband annoOover — dl Otto Gott Vom 15.10.48

63 Hann. 180 Hıldesheim Nr

64 Hann 180 Hıldesheim Nr SE

65 GemAHG Akte ekenntnisschule

66 -bd Abschrift des riefes Von Dr. Reitzen.

67 -Dd Abschriften der heiden Schreiben

68 E-bd Beltzen d[1 Landesverwaltungsgericht, pri] 1949

69 Bekenntnisschulen In Sarstedt.

J andar: of SUuffIcIeNCY, abgedruckt n BAHI Generalia 395,2

y GemAHG Akte Bekenntnisschule, Durchschrift des Schreibens Von

Reitzen d das Landesverwaltungsgericht In Hıldesheim Vom

Juni 949

72 Bekenntnisschulen In Sarstedt, Schreiben Vom August
949

73 Hann. 180 Hıldesheim Nr. Schreiben VOomMm

23 dSeptember und 15 )ktober 949 Archiv HG Akte Bekenntnis-
schule, Schreiben VOM 76 September und 15 ktober 949

TL Fhd

/5 Fbd

76 -bd



FAr Fhd

78 GemAHG Akte Bekenntnisschule, beglaubigte Abschrıift Vom

76 ktober 949

79 Ebd beglaubigte Ahbschrift

8 O Hann 180 Hıldesheim Nr.

ö I EDd Kreisarchiv Hıldesheim Bekenntnisschulen In arste
Protokaol| des Urteils Vom 13 ebruar 9hl()

82 GemAHG Akte Rekenntnisschule.

83 Hann. 180 Hıldesheim Nr

ö4 Molo

ö5 Fbd

S6 GemAHG Akte Bekenntnisschule.

57 Hann. 180 Hıldesheim Nr

88 E-bd

89 EDd

Hann 180 Hildesheim Nr.

9l Schreiben des Jjeders Kultusministers d[/}1 dıie Reglierungspräsi-
denten VomM 13 ebruar 9h1 Generalla

9 Hann. 180 Hıldesheim Nr.

95 -bad

-bd
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95 0l0

96 -a

-bd

95 221 —02‚ Errichtung eıner Kkath Bekenntnisschule.

99 180 Hıldesheim Nr

1Eel GemAHG Akte Bekenntnisschule.

1Rl Ebd

10 FODd

103 180 Hıldesheim Nr

EG} E-bd

105 Ebd

10 GemAHG Bekenntnisschule Schreiben Vo  Z Jull 9gh3
d Dr. Beitzen.

O7 GemAHG Bekenntnisschule, Schreiben Vom Jul|ı 9h3 d BGV

1058 180 Hıldesheim Nr

109 Ebd

i E GemAHG ekenntnisschule

i E-bd

Rn Ebd

113 Fbd



En Einrichtung eINer Bekenntnisschule.

KL: -hd

116 180 Hıldesheim Nr.

R -hd

IıS8 180 Hıldesheim Nr.

119 -bd

! Fbd

i E-hd

1 e Kumm, (Wie Anm 517 765

123 E-Dd

12 EDO:. 766

125 E-bd 267 lext In Archiv HG Akte Bekenntnisschule.

126 Kumm (Wie Anm 2767

I2 GemAHG, Akte Bekenntnisschule,
Postwurfsendung VOTIN 13 arz 954

128 Alle Leserbriefe In der Akte Bekenntnisschule IM GemAHG

129 -bd

130 FDa

131 Ebd

132 1-0 Einrichtung Von Bekenntnisschulen
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155 Fhd

15 E-hd

L3) -Dd Schreiben VoOomMm 15 Januar ınd ebruar 1954

136 Einrichtung VONN Bekenntnisschulen

L3 GemAHG Akte Bekenntnisschule

135 Einrichtung VonN Bekenntnisschulen.

159 GemAHG Akte Bekenntnisschule.

14 -hd

141 Ehd

1472 Fhd

143 GemAHG Akte Bekenntnisschule.

I4 -bd Schreiben Vom 3U August 954

14) Kumm (Wie Anm 768

146 GemAHG Akte Bekenntnisschule,
Hiırtenwort Vo  z dSeptember 9b4

14 D)as Schulgesetz eilınde sıch IM Ordner GemAHG
Akte Bekenntnisschule.

148 1502

14 )ie aten SsInd entnommen dUus Kumm (Wie Anm 269

18 Hann 180 Hıld



Eı GemAHG Akte Bekenntnisschule,
Kundschreiben Nr 39 und Schreiben des AGtOrs Gülpen

K NLAHa Hann 180 Hıld

153 -hd

K Bolo

E -bd

156 Bekenntnisschulen n Sarstedt.
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